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)rmationsdienst der Christlich Demokratischen Union Deutschlands 

Union in 
Deutschland 

Bonn, den 5. Oktober 1984 

dgjrnut Kohl vor dem Bundesausschuß: 

Die Talfahrt wurde gestoppt 
die Wirtschaft wächst 
Wir haben stabile Preise 

enn. wir heute über die Politik der Christlich Demokratischen Union 
v{

e^tschlands sprechen, tut jeder von uns gut daran, sich auf den Tag genau, 
fäh so9ar auf die Uhrzeit genau, zwei Jahre zurückzubesinnen. Unge- 
ahr zu einem ähnlichen Zeitpunkt haben wir uns damals im Deutschen Bun- 
estag versammelt und mit der Mehrheit der Koalition der Mitte den ersten 

^anzler gewählt, der nach dem Regierungswechsel 1969 wieder aus den Rei- 
hen der CDU/CSU kam. Das erklärte Helmut Kohl auf der Sitzung des Bun- 

e$ausschusses ln Berlln am Montag, 1. Oktober 1984. 
t 

er sich daran erinnert, weiß, daß wir in einer schweren Zeit die Regierungsverantwor- 
JJ9 für unser Land übernommen haben, daß wir ein ungewöhnlich schwieriges Erbe 
* traten. Der Kurs der Bundesrepublik war ins Schlingern geraten, das Mißtrauen und 
*'Anfragen draußen in der Welt, von Freunden und Partnern sowie unseren Gegnern, 

s
a^rnen zu. Die Frage: Wohin gehört Ihr, seid Ihr noch Teil des Westens, des Atlanti- 

vJ
hen Bündnisses, der Europäischen Gemeinschaft, war eine Alltagsfrage geworden. 

SchWaren außen" und sicherheitspolitisch ins Gerede gekommen. Die wirtschaftspoliti- 
he Entwicklung deutete auf eine steile Talfahrt hin. Alle nur denkbaren Indikationen 
'9ten eine negative Tendenz, die psychologische Großwetterlage war so, daß die Wei- 

' e auf Pessimismus stand, in vielen Fällen auf blanke Resignation, 
^be Freunde, ich hatte zu keinem Zeitpunkt irgendeine Illusion über die Schwierigkei- 
schdes We9es. der vor uns lag und liegt. Schon als ich nach meiner Wahl die Glückwün- 
g   

e der Fraktion entgegennahm, habe ich darauf hingewiesen, daß wir unseren Mitbür- 
Dj

rn Opfer abverlangen müssen und daß uns der Wind auch ins Gesicht blasen wird. 
es Qilt um so mehr als wir die Regierungsverantwortung in einer Zeit übernommen ha- L 
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ben, in der wir in einem wichtigen Teil der 
verfaßten öffentlichen Meinung nicht mit 
Unterstützung — ja in manchen Fällen 
nicht einmal mit Fairneß — rechnen konn- 
ten. 

Ich habe damals gesagt und wieder- 
hole es hier: Der Weg, den wir zu ge- 
hen haben, ist ein Weg, auf dem uns 
unser Wille zur Pflichterfüllung und 
unsere Überzeugung für eine bessere 
Politik leiten müssen. 

So haben wir eine Wende der deutschen 
Politik eingeleitet. Wir haben Beachtliches 
in diesen Jahren erreicht, wir haben man- 
ches nicht erreicht und wir haben natür- 
lich auf diesem Weg auch unsere Blessu- 
ren erhalten. Und wenn ich von Blessuren 
rede, spreche ich auch ganz offen vom 
gestrigen Wahltag. Unser Freund Bern- 
hard Worms wird nachher noch im einzel- 
nen zum Wahlergebnis Stellung nehmen. 
Ich will nur ein paar knappe Bemerkungen 
machen: 

Daß dieses Ergebnis für uns nicht er- 
freulich ist, daß wir eine Schlappe er- 
litten haben, das ist bekannt. Ich leh- 
ne es ab, darum herumzureden. Wir 
sollten klar sagen, daß dieses Ergeb- 
fnis für uns nicht befriedigend ist. Ein 

Minus von 4,1 %  im  Verhältnis zur 
letzten Kommunalwahl an Rhein und 
Ruhr im Jahre 1979, das ist für uns ei- 
ne Schlappe, daran führt kein Weg 
vorbei. 

Das   Ergebnis   muß  sorgfältig  analysiert 
werden.  Und ich gehöre nicht zu jener 
schnellen Truppe, die schon zwei Minuten 
nach Schließung der Wahllokale die Wäh- 
lerströme genau abmessen kann und die 
natürlich  den  unglaublichen  Vorteil  hat, 
daß kein Mensch acht Wochen später dar- 
auf zurückkommt, was am Wahlabend ge- 
sagt  wurde.   Wir   haben   sicherlich   eine 
Summe von Gründen zu bedenken, Grün- 

de, die auch aus dem Bereich der ßu 
despolitik kommen. 
Ich nenne drei Felder, in denen es <J 
nicht hinreichend gelungen ist, unsere P 
sition einem beachtlichen Teil der Wän 
deutlich zu machen: 

Die Tatsache, daß wir die Rente geSl' 
chert haben, ist eben nicht von alle»1 

wir 
verstanden worden. Hier müssen 
viel mehr tun. Dies gilt auch für ^ 
Tatsache,  daß wir  auch  in diese 
Jahr eine hervorragende Chance » 
ben,   eine   Rekordzahl   von   Ausv 
dungsplätzen zur Verfügung zu st 
len 

Nachdem wir schon im letzten Jahr ein 
Rekord hatten, zeichnet sich für dies 
Jahr erneut ein Rekord ab. Wir befin^ s 

uns jetzt in einem Zwischenstadium- 
sehr schwierig ist, denn es war immer    ' 
daß die wirklich zutreffende Zahl der ve 
mittelten Ausbildungsplätze erst Ende 
zember/Anfang Januar feststellbar ist- 

Ich nenne als dritten Punkt, daß d
jn 

enormen Umstellungsmaßnahmer> 
der Agrarpolitik, die wir auf Grund o 
vorgefundenen  Erblast auch in 

ne"' Europäischen Gemeinschaft vorn 
men mußten, von zu wenigen unse,e. 
Mitbürger in den bäuerlichen B*tr 

ben erfaßt oder gar bejaht werden- 

Das sind drei wichtige Punkte. 
rn'1 

Und in dieses Bild gehört sicherlich 
dazu, daß im Ablauf mancher Sachdis* 
sionen einiges mehr als verbesseru y 
würdig ist. Die bayerischen Ratschläge 
Vorabend der Wahl waren alles andere 
nützlich. Ich will hier nur zu einem Pu  . 

ffent" 
i ufl' 

ich 

etwas sagen: Die Bediensteten im o 
chen Dienst, die Beamten, haben bei \ 
serem Sanierungskonzept zu dem 
mich Punkt für Punkt bekenne — ein 
achtliches persönliches Opfer gebra 
Wenn man sich nun darüber im klaren 
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aß die Nullrunde zu Ende ist, das man 
^ 1- Januar eine Änderung vornehmen 

. dann ist es politisch nur vernünftig, 
I a  man dies auch laut und deutlich sagt. 

kann darin keinen politischen Fehler 
erkennen. 

ej
ber, liebe Freunde, die Wahl in NRW war 

e Kommunalwahl. Da gibt es viele an- 
re Einflüsse. So müssen sich auch un- 

®re Freunde in Nordrhein-Westfalen die 
a9e stellen, was auf der Ebene der Lan- 

Q sPolitik zu tun ist; etwa ob das Bild der 
^ Schlossenheit, die man gelegentlich in 
°nn  vermißt,   in   Düsseldorf  vermittelt 

Ko       ^nd aucn unsere Freur,de aus der 
rnrnunalpolitik — ich sage das ohne je- 

Ko   ^zent- icn war viel zu |an9e in der 
9ehlrnUnalpolitik tätig — müssen die Er_ 

nisse sorgfältig auswerten: 
Es sind ja schon sehr unterschiedli- 
che Wahlergebnisse, wenn in einer 
Entfernung von weniger als 20 Kilo- 
Jeter zum Teil ein Unterschied von 9 
pozentpunkten im Stimmenverlust 
festzustellen ist. Das alles muß insge- 
samt verarbeitet werden. Wir haben 
deinen Grund mit diesen Ergebnissen 
^frieden zu sein. Ich warne auch da- 
0r. daß wir uns nun irgendwie ge- 

*und reden. Es macht auch gegen- 
über den Wählern einen ordentlichen 
Eindruck, wenn man zugibt, was ein- 
treten ist, wenn man keine Hoch- 
rechnung zu eigenen Gunsten be- 
treibt. 

Ab« 
hen 

r 'ch kann andererseits nicht verste- 

hen 
Wir 
ten 

W|e man als Sozialdemokrat zufrie- 
Wjr ^

ein kann mit diesem Ergebnis. Denn 
aben sicherlich eine Schlappe erlit- 

hab 
a°er die Sozialdemokraten auch. Sie 

2u 
en als Oppositionspartei — mit einem 

il 
lW*-Teil  Gewaltigen   Hetzkapital 
ka,!!tenfra9e so betrieben wie 

mPf 1983 die Mietenfrage. Trotz dieses 
im Wahl- 

ganzen Einsatzes muß die SPD ein klares 
Minus verzeichnen — und das ist ein No- 
vum in der modernen Parlamentsge- 
schichte der Bundesrepublik Deutsch- 
land: daß die Opposition aus einer solch 
konkreten Lage keinen Nutzen ziehen 
konnte. 

Das Wahlergebnis hat gezeigt — das 
ist sehr wichtig —, daß nach mensch- 
lichem Ermessen bei den jetzt bevor- 
stehenden Landtagswahlen hier in 
Berlin, an der Saar und in Nordrhein- 
Westfalen keine der großen Parteien 
für sich allein die Majorität der Stim- 
men gewinnen kann. Es liegt auf der 
Hand, daß sich Koalitionsblöcke bil- 
den — ob man es nun will oder nicht. 
Wir brauchen Koalitionspartner. Und 
deswegen werde ich keinen Rat- 
schlag beherzigen, der dazu führt, 
daß wir am Ende keine Koalitionspart- 
ner haben — weder in Bonn noch an 
der Saar noch in Berlin noch in Nord- 
rhein-Westfalen. 

Die Grünen haben ein spektakuläres Er- 
gebnis erzielt. Ein Ergebnis, das auch von 
uns sehr aufmerksam studiert werden 
muß. Ein Ergebnis, das man auch auf 
Wahlbeteiligung umrechnen muß. Wir ha- 
ben in einer der letzten Bundesvorstands- 
sitzungen beschlossen, daß wir uns inten- 
siver mit diesem Thema beschäftigen wol- 
len. Ich denke, das ist sehr wichtig für un- 
sere zukünftigen Einlassungen, wobei wir 
wissen, daß auch regionale Faktoren eine 
ganz erhebliche Rolle spielen. 

Entscheidend ist unsere eigene Kraft, 
die Kraft der ganzen Christlich Demo- 
kratischen Union Deutschlands, unser 
klares Konzept zu den Sachfragen. 
Nach diesen zwei Jahren unserer Re- 
gierung kann man sicher sagen, daß 
wir ungewöhnlich viel erreicht haben. 
In einer Reihe von Fragen viel mehr 
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als die Optimisten unter uns zu hoffen 
wagten. 

Wir haben aber nicht alles erreicht. Im üb- 
rigen haben wir auch nicht alles richtig ge- 
macht. Doch das gehört zu einer Regie- 
rung, die unter einem derartigen sachli- 
chen Streß arbeiten mußte, arbeiten muß 
und arbeiten wird. 

Aber, meine Damen und Herren, wenn Sie 
die internationale Presse ansehen — ich 
habe kürzlich im Bundestag die Financial 
Times zitiert, das Hausblatt von Helmut 
Schmidt, das uns ja eine sehr gute Note 
gab — die OECD oder viele andere Quel- 
len heranziehen: Immer wieder wird uns 
bestätigt, daß wir in den entscheidenden 
Fragen auf dem richtigen Weg sind. 

Ich habe an diesem Tag, dem zweiten 
Jahrestag meiner Wahl zum Bundes- 
kanzler, vor allem auch vielen Freun- 
den zu danken — ich muß das einmal 
sagen, weil es ja bei uns in der Partei 
nicht üblich ist, daß man sich be- 
dankt. Ich habe mich ganz einfach zu 
bedanken bei allen in der Partei, die 
in diesen zweimal zwölf Monaten 
schwierigster Wegstrecke — und da- 
bei ist auch eine Bundestagswahl zu 
schlagen gewesen sowie Kommunal- 
wahlen, Landtagswahlen, der Europa- 
wahl — mitgeholfen haben. Ich danke 
allen meinen Kollegen im Präsidium 
und nenne stellvertretend für alle Hei- 
ner Geißler, der mit Mut und unermüd- 
lich unsere Sache vertreten hat. 

Ich nenne die Kollegen aus dem Bundes- 
rat, die in ein neues Rollenverständnis ge- 
raten sind, das von ihnen verlangt, die fö- 
derale Ordnung wieder als Straße mit zwei 
Fahrbahnen zu begreifen wie es in der 
Verfassung grundgelegt ist. Da ich selbst 
lange genug dem Bundesrat angehört ha- 
be, weiß ich, daß in der Oppositionszeit 
natürlich auch mancherlei Gewöhnungen 

eingetreten waren, die nicht über Nach1 

zu ändern sind. 
Ich habe mich sehr herzlich zu bedanken 
bei der Bundestagsfraktion der CDU/CSU. 
die als eine Summe sehr viele eigenwillig 
Persönlichkeiten diesen Weg mitgetragen 
hat — und zwar mit für CDU/CSU-Verhält- 
nisse relativ wenigen Nebengeräuschen' 
Ich danke hier vor allem auch Alfred Dreg- 
ger. Und es ist nur gerecht hinzuzufügen, 
daß wir auch Grund haben, heute hier ^ 
dem Bundesausschuß der CDU ein Wort 
des Dankes an unseren Freund Waigel zu 

richten, den ersten Stellvertreter im Frak- 
tionsvorsitz, den Vorsitzenden der CSU' 
Landesgruppe in der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion. 
Und ich habe allen Grund mich zu bedan- 
ken bei meinen Kollegen im Kabinett, ich 
bin keiner, der sagt, daß jeder, der Gegen- 
wind verspürt, deshalb aus dem Kabinett 
ausscheiden  müsse.  Was wir personell 
geschaffen haben, war das Ergebnis guter 

Überlegungen. Und unsere Kollegen sind 
den  unterschiedlichsten Wettern ausge' 
setzt. Sie sehen sich in einer teilweise 

sehr ideologisierten Diskussison natürlich 
auch   unterschiedlichen   Herausforderun- 
gen gegenüber. Wenn man in einer so 
schwierigen Lage, wie wir sie jetzt in Euro- 
pa haben, das Problem der Überproduk- 
tion in der Landwirtschaft angeht, kann 
man nicht erwarten, daß man dort breiten 
Zuspruch findet.  Diese  Politik erfordert 
Sachkenntnis, Mut und Entschiedenheit- 
Wenn wir sagen: Wir wollen das öffentlich- 
rechtliche System erhalten, weil es sich 
unserer Überzeugung nach im großen und 
ganzen bewährt hat, aber wir wollen auch 
eine privatrechtliche Alternative als Kon- 
kurrenz aufbauen, dann  bringt das auf 
Parteitagen einen Riesenbeifall. Der Mann, 
der diese Politik umsetzen muß, der Post- 
minister, ist dann jeden Tag schärfsten 
Angriffen ausgesetzt. Und das Kuriose ist 
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dabei, daß jene Blätter — manchmal sind 
es nicht einmal Blätter, sondern Drucker- 
eugnisse — die am schärfsten gegen 
lesen Mann zu Felde ziehen, in ihren gro- 
en Verlagen alles tun, um sich möglichst 
as°h in möglichst vielen Satellitenkanälen 
Zurichten. 
Cn könnte die Liste beliebig erweitern. Sie 
Werken, in der Art, wie ich darüber spre- 
iz daß ich das ohne jede Betroffenheit 
Ue- Ich bin in dieses Amt gewählt worden 

~~ auch und nicht zuletzt durch ihr Ver- 
tuen, durch die vielen Freunde in der 

a1ei, die mich mitgetragen haben in die- 
en Jahren —, um meine Pflicht zu tun, 
nd nicht um vor jedem Wind auszuwei- 

sen. Ich habe nicht die Absicht, mich in 
d|esem Punkt zu ändern. 

Die Union, die CDU hat sich in diesen 
zwei Jahren als die stabile und zuver- 
lässige Kraft der deutschen Politik er- 
wiesen. Wir stehen jetzt vor einem 
entscheidenden Zeitabschnitt. Wir 
werden vermutlich am zweiten oder 
dritten Februarsonntag des Jahres 
1987 die nächste Bundestagswahl ha- 
ben. Das ist ein vorgegebenes Datum, 
^ür uns heißt das im Klartext, daß wir 
spätestens bis zum Sommer 1986 die 
notwendigen Gesetzgebungsvorha- 
ben in den Bereichen, die wir uns im 
Koalitionsvertrag vorgenommen ha- 
ben, angehen müssen. In diese Zeit 
hinein fallen auch eine ganze Reihe 
von wichtigen Wahlen: In ein paar Ta- 
gen die Kommunalwahl in Baden- 
Württemberg, im nächsten Frühjahr 
die Landtagswahlen an der Saar, in 
Berlin und in Nordrhein-Westfalen. 

^'er in Berlin geht es um die Alternative 
tischen einer Koalition der Verläßlichkeit 
unter der Führung unseres Freundes 
Eberhard Diepgen und jenen Unwägbar- 
sten, die schon in der Person des Kandi- 

daten der SPD, des Herrn Apel, ruhen. 
Seine Äußerungen zur deutschen Frage 
richten sich selbst. Er ist auf dem Weg zu 
einer gänzlich anderen Politik. Jeder muß 
auch wissen, was eine Zusammenarbeit 
zwischen den Berliner Sozialdemokraten 
und der Alternativen Liste für diese Stadt 
bedeuten würde. 
Hier in Berlin spürt auch jeder, wie wichtig 
es ist, daß wir uns mitten in Deutschland 
nicht auseinanderleben. Wir müssen in 
der Deutschlandpolitik alles tun, was ver- 
nünftig und möglich ist, um aufeinander 
zuzugehen und nicht aneinander vorbeizu- 
leben. Die Präambel des Grundgesetzes 
mit dem Aufruf zur Einheit der Nation 
bleibt ein existenzieller Bestandteil der 
deutschen Politik. Und die deutsche Fra- 
ge — das sage ich zu manchem, der von 
draußen dazu Stellung nimmt — ist für 
uns immer und vor allem auch eine Frage 
der Menschenrechte und der Selbstbe- 
stimmung. Deswegen muß sie offen sein. 
Wir sind nicht bereit, hier einen Schluß- 
strich zu ziehen, zumal es solche ab- 
schließenden Kapitel der Geschichte im 
Leben der Völker auch gar nicht gibt. 
Die Präambel des Grundgesetzes ver- 
pflichtet uns, bei allem was wir tun, immer 
mit einem Blick darauf zu achten, was es 
bedeuten könnte für jenen Gedanken, die 
Einheit der Nation nicht nur anzustreben, 
sondern tatsächlich zu leben. Ich sehe mit 
ziemlicher Sorge, daß wir über unsere ei- 
genen Probleme, die ich ganz gewiß nicht 
gering achte — Bekämpfung, Stopp und 
Abbau der Arbeitslosigkeit, Zukunftschan- 
cen der jungen Generation, sichere Ren- 
te, Familienpolitik, ich nenne diese weni- 
gen Stichworte für viele — den immate- 
riellen Teil unserer Gemeinsamkeit in 
Deutschland vergessen könnten. 
Morgen abend habe ich die Chance, die 
Buchmesse zu eröffnen. Wenn Sie die 
Buchproduktion 1984 in Ost und West ver- 
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gleichen, werden Sie feststellen, daß die 
DDR auf einen Weg, den ich seit Jahren 
immer wieder der Öffentlichkeit vorweise, 
voranschreitet, nämlich den Gedanken der 
deutschen Kultur, für das Regime der 
DDR zu okkupieren. Wenn man die Fonta- 
ne-Rezessionen drüben betrachtet oder 
die Interpretationen zu Hölderlins Schick- 
salslied liest, und dann manches von un- 
seren Literaturlehrstühlen in Vergleich da- 
zu setzt, dann haben wir allen Grund, dar- 
auf zu achten, daß wir das, was die unteil- 
bare Kultur unseres Volkes ausmacht, 
nicht anderen überlassen. 

Das alles, liebe Freunde, hat überhaupt 
nichts mit Revanchismus zu tun, und die- 
se Kampagne erreicht uns ja auch in 
Wahrheit überhaupt nicht. Jeder, der 
durch die Bundesrepublik fährt und sich 
unter denkenden Menschen bewegt, kann 
unschwer erkennen, daß es hier keinen 
Revanchismus gibt. Die wenigen, die ver- 
rückten Argumenten nachlaufen, gehören 
in den Bereich der Medizin und ganz ge- 
wiß nicht in den Bereich der Politik. 

Weil dies so ist, können wir es auch 
nicht zulassen, daß bestimmte Grup- 
pen unserer Bevölkerung ausge- 
grenzt werden. Ich spreche hier von 
den Vertriebenen. Es darf kein Argu- 
ment des Opportunismus geben, eine 
wichtige und besonders leidgeprüfte 
Gruppe unseres Volkes draußen vor 
der Tür zu lassen, weil es der Propa- 
ganda des Warschauer Paktes so ge- 
fällt. 

Wir verdanken den Vertriebenen in der 
Bundesrepublik Deutschland Entschei- 
dendes beim Wiederaufbau unseres Lan- 
des. Daß sie sich nicht radikalisieren lie- 
ßen, daß sie in den demokratischen Par- 
teien ihre Heimat gefunden haben, gehört 
zu den wichtigsten und positivsten Erfah- 
rungen der modernen Geschichte — und 

zwar nicht nur der deutschen — in diesem 
Jahrhundert. 

Es ist eine ziemliche Unverfrorenheit 
wenn es selbst in Teilen der SPD Leu' 
te gibt, die sozusagen darüber zu Ge' 
rieht sitzen, wo der deutsche Bundes- 
kanzler reden darf und wo nicht. W» 
sprechen mit allen wichtigen GrupP6" 
der Gesellschaft, und zu diesen wie'1' 
tigen   Gruppen   gehören   selbstver' 
ständlich auch die  Vertriebenenver- 
bände. 

Für unsere Deutschlandpolitik gilt selbst 
verständlich all das, was prinzipiell in ijjj 
serer  Programmatik  ausgesagt  ist. W 
stehen nie in der Gefahr, im Überschwang 
der Gefühle den  Unterschied zwischen 

Diktatur und Demokratie verwischen z 

wollen. Wenn wir mit den Repräsentante 
im anderen Teil Deutschlands sprechen. 

•     Re* wissen wir ganz genau, daß dies eine r» 
gierung ist, die sich nicht auf den souvera 
nen Willen eines Volkes berufen kann un 

nicht aus freien Wahlen hervorgegange 

ist. Wir wissen, daß unsere Grundposi*1 ^ 
nen in Fragen der Menschen- und Bürge 
rechte völlig andere sind. Aber es 9eb'\,.ß 

die Vernunft, die Folgen der Teilung für o 
Menschen  erträglicher zu  machen, da 
notwendige Gespräch zu führen. 

Auf dieser Grundlage haben wir die be 

den Kredite möglich gemacht und wir n 
ben viele Gegensignale empfangen Wenn 

im Jahre 1983 18 Prozent mehr Reisen 'J 
die DDR und 40 Prozent aus der DDP l 

möglich waren,  ict  Ha« ein £ uns uns  iiiuynoii  weilen,  ist  das ein  - 
wichtiger Schritt. Natürlich weiß ich, da 
nicht alle Hoffnungen in Erfüllung 9e9a d 

gen sind. Es geht hier um einen zähen u 
schwierigen Prozeß. 
Über 30000 deutsche Landsleute aus der 
DDR konnten bisher in diesem Jahr a 
der DDR zu uns übersiedeln. Wir si 
nach acht Jahren wieder in der Lage, 
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erhandlungen über ein Kulturabkommen 

0rteusetzen. Wir haben erste bedeutende 
r9ebnisse erzielen können auf der Ebene 
°rj Expertengesprächen im Umwelt- 

nutz, und hier in Berlin sind eine ganze 
eine wichtiger Entscheidungen getroffen 

j^den: die Übernahme der S-Bahn, das 
^"enhalten des Grenzübergangs Staaken 

s Ende 1987, die Energieversorgung und 
manches andere mehr. 

Icr> bedauere, daß Generalsekretär 
Honecker aus seinen Gründen den 
vorgesehenen Besuch verschoben 
nat- Die Abmachungen, die wir mit der 
D°R getroffen haben, sind Abma- 
chungen, die für sich alleine Geltung 
haben. Sie stehen nicht in unmittelba- 
rem Bezug zu diesem Besuch. Ich ha- 
Je nicht den geringsten Grund zu der 
'"inahme, daß die getroffenen Abma- 
chungen von einer der beiden Seiten 
nicht eingehalten werden. Ich bin si- 
cher, daß sie gelten. 

'e Deutschlandpolitik ist nur zu verste- 
h U im Gesamtkontext des Ost-West-Ver- 

misses. Die Sowjetunion ist unser 
u 

a^nti9ster, wichtigster Nachbar in Mittel- 
^ Osteuropa. Deswegen lassen Sie 
c,ch einmal mehr ganz offen ausspre- 
de

en- daß es eine törichte Politik wäre, an 
r Sowjetunion vorbei, etwa bilateral mit 

Son ' mit Un9arn' mit Rumänien oder 
paür ir9end einem Land des Warschauer 
$01 h Abmacnun9en treffen zu wollen. 
Voll e GesPfäche werden nur dann sinn- 
. sein, wenn die Sowjetunion mit einge- 
ben ist. 

jah 
e Freunde, wir haben in diesen zwei 

litj 
r®n Schluß gemacht mit dem außenpo- 

6in
chen Schlingerkurs der SPD - das ist 

Un  
9anz entscheidender Punkt, der für 

^a h"6 ^'tbur9er nocn viel deutlicher ge- 
X\\       Werden muß. Unsere Friedenspoli- 

lst nach Ost und West gleichermaßen 

berechenbar, weil wir vertragstreu und zu- 
verlässig sind. Ich bin ganz sicher, daß 
sich nach der amerikanischen Wahl in eini- 
gen Wochen, die Möglichkeiten für die 
Wiederaufnahme von Abrüstungsgesprä- 
chen ergeben wird. 

Wir haben als Christlich Demokrati- 
sche Union, gemeinsam mit unseren 
Koalitionspartnern, der FDP und un- 
serer Schwesterpartei, der CSU, die 
ganze Last der Verantwortung  und 
des Durchsetzens beim NATO-Dop- 
pelbeschluß auf uns genommen. Ge- 
rade weil wir das, was vernünftiger- 
weise mein Amtsvorgänger im NATO- 
Doppelbeschluß    mitkonzipiert    hat, 
realisiert haben, weil wir trotz Dro- 
hungen, trotz des Gespenstes eines 
,heißen Herbstes' und trotz all dieser 
Furchtsyndrome   nicht   zurückgewi- 
chen sind, weil wir zu unserem gege- 
benen Wort standen,  deshalb  steht 
auch das andere Wort, daß wir Frie- 
den schaffen wollen mit weniger Waf- 
fen. Hierin sehe ich auch eine morali- 
sche Verpflichtung. 

Ich unterstütze nachdrücklich die von uns 
mitgetragene und mitkonzipierte Initiative, 
die jetzt in der UNO-Rede des amerikani- 
schen Präsidenten erneut deutlich wurde. 
Übrigens ist dies ein hervorragendes Bei- 
spiel dafür, wie eng wir kooperieren, wie 
eng wir miteinander arbeiten. 
Es war eine unserer wichtigsten Initiati- 
ven,  daß  der Vertragsentwurf  des  We- 
stens für ein weltweites Verbot chemi- 
scher Waffen vorgelegt wurde. Ich könnte 
viele ähnliche Beispiele nennen. In unse- 
rer Außen- und Sicherheitspolitik kann es 
keinen Zweifel geben: Wir stehen fest auf 
der Seite der Freiheit, an der Seite unse- 
rer Freunde. Die beiden Grundelemente 
Adenauerscher Außen- und Sicherheits- 
politik, die Mitgliedschaft in der Atlanti- 
schen Allianz und in der Europäischen 
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Gemeinschaft, sind heute so modern wie 
in den fünfziger Jahren. Konrad Adenauer 
hat damals mit uns gemeinsam eine 
schwere, bittere Entscheidung getroffen. 
Er hat die Erkenntnis in politische Tat und 
Praxis umgesetzt — um es knapp und 
hart zu formulieren —, daß Freiheit Vor- 
rang vor Einheit hat. Wir haben an dieser 
Linie festgehalten. Wir sind nicht erpreß- 
bar, und der Weg des Neutralismus ist für 
die Bundesrepublik Deutschland undenk- 
bat. Solange es diese Christlich Demokra- 
tische Union gibt, in ihrer ganzen Kraft, in 
ihrer ganzen Dynamik, wird der Neutralis- 
mus in unserem Lande keine Chance ha- 
ben. 

Meine lieben Freunde, wir haben aus der 
Geschichte auch gelernt, daß die Bundes- 
republik Deutschland kein Wanderer zwi- 
schen den Welten sein kann und deswe- 
gen ist die Westbindung der Bundesrepu- 
blik eine geschichtliche Entscheidung, die 
weit in die Zukunft wirkt. Ich habe vor fast 
zwei Jahren in meiner Regierungserklä- 
rung gesagt, dies sei ein Teil unserer 
Staatsräson. Das war ein gewagtes Wort, 
und es ist von manchen kritisiert worden. 
Beim Nachdenken werden Sie erkennen, 
daß es das richtige Wort war, weil es un- 
seren Freunden deutlich macht, daß wir, 
die Deutschen, klare Position halten und 

— ich sage das auch im Hinblick auf 
eine bestimmte Äußerung eines Man- 
nes, der uns an sich freundschaftlich 
verbunden sein sollte —, daß die Fra- 
ge der Deutschen nach der Einheit 
der Nation nur mit friedlichen Mitteln 
lösbar ist, daß heißt mit dem Ja der 
Nachbarn und ganz sicher nur unter 
einem europäischen Dach. 

Deswegen ist es auch für uns so wichtig, 
daß die Europäische Gemeinschaft weiter- 
entwickelt wird, daß wir dort unsere Pflich- 
ten tun. Wir müssen entschieden gegen 

das törichte Gerede im Land angehen, 
daß wir davon nur Nachteile hätten. 5 

Prozent unserer Exporte gehen in die Eu' 
ropäische Gemeinschaft. Und diese Ge' 
meinschaft gibt uns die Möglichkeit, m' 
anderen in Europa unsere Stimme im Kon' 
zert der Welt erheben zu können. 
Der Weg zur europäischen Einheit ist ei^ 
mühsamer Weg. Es ist ein Weg, der a ucn 

die Opfer kostet. Ich erinnere vor allem an 
Opfer, die unsere Landwirte bringen. Sie 

haben alles Recht, darauf zu vertrauen, 
daß wir sie in dieser schwierigen Lag 
nicht allein lassen. 

Wir  haben  jetzt die  Grenzen  n»<jj 
Frankreich und nach Österreich • 
Stück weiter öffnen können. Die Ver- 
handlungen mit den Niederlanden, L-u' 
xemburg und mit Belgien laufen. |(j 
habe sie auch vor ein paar Tagen 
Kopenhagen mit unseren dänische 
Freunden auf den Weg gebracht, ° 
ja sozusagen Handlungsbevolimäc 
tigte für Schweden, für Norwegen 
für Finnland sind. 

und 

Ich hoffe auch dort auf eine Lösung die 
: was Öffnung bedeutet. Manch einer sagt-' w 

heißt das schon. Nun meine Damen u 
Herren, ich finde, wir haben hier etwas e 
reicht, und wir machen zu wenig darau^ 
Andere haben in vielen Jahren auf diese 
Gebiet nichts erreicht. 

Der Weg nach Europa ist ein mühsam 
Weg, aber wir sind weitergekommen, 
ist noch vieles zu tun. Wir haben aber 
Europa nicht immer das gleiche v'ersta^,je 

nis von den Problemen. Wenn es um   ^ 
Zukunft der Stahlindustrie geht  — c' 
wird 1986 ein großes Thema — stehen * 
in der Frage der Subventionen vor schW 
rigsten  Auseinandersetzungen  und & 
Scheidungen. Wir haben unserer StaJ1 

dustrie geholfen und wir wissen, daß 
diesen   Betrieben  vorzügliche   ProduK 
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fertigt werden. Aber mit betriebswirt- 
chaftlichen Mitteln ist der Wettbewerb 

9e9en die Staatskasse  anderer  Länder 
h
chwer möglich. Hier muß Waffengleich- 
eit geschaffen werden. Ich könnte dieses 
eisPiel erweitern auf viele andere. 

Sonders erfreulich, und vor zwei Jahren 
°n nicht jedem erwartet — auch hier in 
lesem Saale haben es die wenigsten er- 
artet, und ich schließe mich in diese 

F
ruPpe mit ein — ist unser Verhältnis zur 
ranzösischen Republik. Wer in Verdun 
abei war oder die Bilder gesehen hat, der 
eiß. daß wir ein gewaltiges Stück auf 
sm tygg zur Brucjernation weitergekom- 

men sind. Wir haben die Absicht, mit Blick 
yy die Römischen Verträge, über das 

lrtschaftliche hinaus, in der Gemein- 
haft einen neuen Anlauf zur politischen 
e9ration zu nehmen. 

ICnt alle in der Gemeinschaft haben die 
S'chen Vorstellungen zur europäischen 
te9ration. Es gibt den einen oder ande- 

,en- der beispielsweise die Vorstellung 
2j

at- wir könnten eine Arbeitsteilung prakti- 
s
e*"en, etwa die einen machen die Ge- 

^näfte, die anderen sorgen für die Vertei- 
näT9' lcn bin dieser Meinung überhaupt 
e
lcnt. Die Verteidigung der Freiheit West- 

^^Pas in der Gemeinschaft ist eine ge- 
! Einsame Sache. Ich denke es wird mög- 
. h sein, mit einigen zu Absprachen zu 
I mmen, daß der Weg zur europäischen 
b 

egration schneller und entschiedener 
Schritten wird. Das alte Prinzip vom Ge- 

> t2u9, in dem das langsamste Schiff das 
^Po bestimmt, darf nicht unsere Ar- 

Jjitsmethode sein" Wir w0,len niemanden 

sgrenzen. Alles was wir tun, muß so ge- 
b 

n Werden, daß die Tore weit offen blei- 
DiiVUr jeden, der — zu welchem Zeit- 

nkt auch immer — kommen will. Aber 
j     sage es noch einmal: entscheidend 

1 daß wir jetzt den Mut aufbringen, den 

nächsten wichtigen Schritt zur Integration 
zu tun. 
In der Wirtschafts-, Gesellschafts-, Sozial- 
politik brauche ich Ihnen nicht zu sagen, 
vor welchen ungeheuren Schwierigkeiten 
wir gestanden haben. Die Arbeitslosigkeit 
ist in Jahren gewachsen und über Nacht 
leider nicht zu beseitigen. Wir hatten 1982 
eine Inflationsrate von 5,3%, das ist nahe- 
zu völlig vergessen nach zwei Jahren. Wir 
haben daran auch selbst schuld, weil wir 
zu wenig darauf hinweisen. Wir haben — 
ich sage das jenen, die da die Renten- 
angst als politisches Geschäft betreiben 
— die drohende Zahlungsunfähigkeit der 
sozialen Sicherungssysteme verhindert. 
Wir haben 1984 ein Wachstum von 2,5%. 
Jeder von uns weiß, daß ohne Arbeits- 
kämpfe ein höheres Wachstum möglich 
gewesen wäre. Wir haben eine beachtli- 
che Zunahme der Auftragseingänge in der 
Industrieproduktion, im Export. Die Er- 
tragslage der Unternehmen hat sich ver- 
bessert. Ich würde mir wünschen, daß all 
die, die noch vor der Wahl 1983 mit ihren 
Unternehmungen die größten Probleme 
vor sich sahen und jetzt glänzend verdie- 
nen — denn es gibt viele, die glänzend 
verdienen, neben anderen, denen es 
schlechter geht — dies auch offen aus- 
sprechen. 

Und liebe Freunde, wir haben eine 
Preissteigerungssrate von jetzt 1,6%, 
das ist der niedrigste Stand seit 17, 
Jahrzehnten. Dies sichert 24 Milliar- 
den Kaufkraft — mit einem Wort, es 
ist die beste Sozialpolitik, die man 
sich vorstellen kann. Wir haben die 
Haushaltssanierung auf den Weg ge- 
bracht. Ein Teil unseres Problems 
liegt darin, daß alle für die Konsolidie- 
rung, für das Sparen und für Opfer 
sind, aber wenn jeder persönlich be- 
troffen ist, ist das sehr viel schwieri- 
ger durchzusetzen. 
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Da gibt es jetzt eine törichte Parole, wir 
seien dabei, uns kaputtzusparen. Es wer- 
den auch entsprechend persönliche Vor- 
würfe gegen Gerhard Stoltenberg erho- 
ben. Damit es ganz klar ist: Was der Fi- 
nanzminister tut, hat meine volle Unter- 
stützung, das ist unsere, das ist meine 
Politik. 
Daß wir im Bereich der Zinsen, im Bereich 
der Zuwachsrate des Bruttosozialproduk- 
tes, in vielen anderen Bereichen wieder 
ganz weit nach vorne gekommen sind, hat 
eben seinen Grund darin, daß wir wieder 
eine solide Politik betreiben. Wir haben 
1983 und 1984 allein 6 Milliarden DM zur 
Wiederbelebung der Wirtschaft einge- 
setzt. Wir haben eine große Steuerreform 
beschlossen. Und meine Damen und Her- 
ren, auch dazu ein offenes Wort: Es gibt 
doch keinen, der sich nicht wünscht, wir 
könnten diese Steuerreform in einem Zug 
verwirklichen. Wir hatten uns in wochen- 
langen Diskussionen auf dieses Konzept 
geeinigt. Eine Koalition muß zuerst disku- 
tieren und dann entscheiden. Das Umge- 
kehrte wäre ja nicht mehr der Weg der De- 
mokratie. Deshalb bitte ich darum, solche 
Diskussionen nicht als Schwäche zu be- 
zeichnen. Demokratie verrät dann Stärke, 
wenn man nach einer intensiven Diskus- 
sion abstimmt, eine gemeinsame Meinung 
erarbeitet und sie dann gemeinsam ver- 
tritt. Genau das tun wir. 

Wir sind zu der Überzeugung gekom- 
men — und CSU und FDP und CDU 
haben dem zugestimmt —, daß wir 
das aus den Gründen, die Sie alle 
kennen, diese Reform in einem Ge- 
samtumfang von knapp über 20 Mil- 
liarden in zwei Zeitphasen durchfüh- 
ren und daß hier der entscheidende 
Punkt für uns das Thema Familienpo- 
litik sein muß. 

Liebe Freunde, Familienpolitik ist für uns 
und für mich schon gar nicht zunächst ei- 

ne Frage des Geldes. Die Tatsache, daß 

wir in diesen Jahren eine kinderfeindlicn 
Gesellschaft geworden sind, ist unübei" 
sehbar. Wenn im deutschen  Fernsehe0 

über Tierschutz ein Bericht gebracht Wify« 
bekomme ich Hunderte, in Sachen R^D 

benschlagen über 30000 Briefe. Sie müs- 
sen überlegen, was das heißt: in wenige 
als vier Wochen. Eine ähnliche Reaktio 
verspüre ich nicht, wenn es um Kind 
geht. Ich denke, wir alle sind wirklich de 
Tierschutz zugetan und wer Kinder hat,' 
in der Regel schon wegen des Umgany 
seiner Kinder mit Tieren automatisch t'e 

lieb. 
Nur, meine Damen und Herren, wir soll* 
hier die Maßstäbe richtig setzen. Und 

veC' 
Maßstab unseres Tuns muß eben m 
nächsten Jahren sein — neben einer 
nünftigen Novellierung des Tierschutz 
—, daß die Familie wieder zu ihrem ReC 

kommt: Daß das Ja zu Kindern nicht ein 
zum sozialen Abseits bedeutet; daß 
uns auch nicht anmaßen, als Politiker dj 
über zu entscheiden, ob eine Frau beru 
tätig ist oder nicht. Das ist ihre Sache- 
eine Frau Ja sagt zum Kind, das ist eb 
falls ihre Sache, aber wenn sie Ja sf;e 

zum Kind, dann darf das eben nicht in e' 
Abseitsposition  führen.  Wir  sind  un ^ 
dingt dafür, daß sie den vollen Schutz ^ 
das ist zu wenig: die volle Sympathie 
der Gesellschaft, des Staates erfährt u * 
zwar nicht nur in materieller Hinsicht, s 

dem auch im Alltagsleben einer wut  . 
Und da ist neben der Steuerreform & 
spielsweise  der  Bezug  zur Schule, 
dem, was Müttern von den Schulen zu0 
mutet wird, besonders wichtig. Auch 
gehört in diesen Zusammenhang-      jfCj 
Damen und Herren, Norbert Blüm * 
über die sozialpolitischen Maßnahmen 
einzelnen sprechen. Wir haben eine Re 

von wichtigen Gesetzen auf den Weg 9 
bracht. 
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Bje Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
bleibt der zentrale Punkt der deut- 
schen Innenpolitik. Hier stehen wir 
Vor den schwerwiegenden Entwick- 
lUngen, die vor allem unsere Amtsvor- 
ganger zu vertreten haben, daß wir 
°eute ein unübersehbares Süd-Nord- 
Gefälle in der Wirtschaftskraft der 
Bundesrepublik haben. Das macht 
sich auf allen Gebieten bemerkbar, 
das war auch gestern nicht zu über- 
sehen bei der Wahlentscheidung in 
No»"drhein-Westfalen. Wenn bundes- 
staatliche Ordnung, liebe Freunde, ei- 
nen Sinn hat, dann gewiß auch den, 
daß der Gesamtstaat und die stärke- 
[en  Gliedstaaten  den  Schwächeren 

Wir      en" 
dp  !ra9en Mitverantwortung für alle Bun- 

s'änder. Und dabei spielt es keine Rolle, 
Wir dort die Regierung stellen oder die 

a
Pp0s'tion. Wir haben eine Verpflichtung 

b^n für Nordrhein-Westfalen, für Ham- 
r9 und für Bremen sowie für Hessen. 

erw'eSem Jahr wird es sich einmal menr 

g   eisen, inwieweit die Gesellschaft der 
^ndesrepublik Deutschland und der 
f
aat fähig sind, die Tore weit zu offenen 

I die Junge Generation. Wir haben im 
rei h n Jahr ein großartiges Ergebnis er- 
daR •' °hne staatlicnen Zwang, und ohne 
Set e'nzelne dabei von irgendwelchen Ge- 
g ,2en angetrieben wurden, ist es dazu 
jj K°mmen, daß in einer breiten Front 
j "dwerker und Einzelhändler, der Mann 

reien Beruf, der Unternehmer wie der 
ebsrat - - ich nenne wenige für viele 

Ö 

Jen. 
Lehrstellen zur Verfügung gestellt ha- 

W|r konnten im letzten Jahr einen Re- 
Jord erzielen mit knapp über 700000, 

einem   Rest   von   knapp   über bei 

.000, die nicht vermittelbar waren. 
ch gehe davon aus — nach den sich 

,etzt abzeichnenden  Zahlen  — daß 

wir in diesem Jahr wesentlich mehr 
vermitteln werden, daß die Wirtschaft 
als Ganzes noch mehr an Eigenlei- 
stung aufbringt. Auch wir in der Poli- 
tik werden hier von Staats wegen das 
Notwendige zu tun haben. 

Ich will auch hier einmal eine Kollegin er- 
wähnen, Frau Wilms, die sich ja nun wirk- 
lich in einer großartigen Weise in diesem 
Feld schlägt, in dem ja auch die persönli- 
che Diffamierung inzwischen an der Ta- 
gesordnung ist. 
Liebe Freunde, in diesem Feld zeigt sich 
im übrigen auch ein wichtiger Aspekt der 
Wende, mögen wir damit jetzt auch Pro- 
bleme haben: Wir haben zum ersten Mal 
eine spürbar wachsende Zahl von jungen 
Leuten mit Abitur, vor allem junge Frauen, 
die nicht zur Universität gehen wollen, 
sondern eine Ausbildung im dualen Sy- 
stem suchen. Das ist das Beste, was uns 
passieren kann, denn das wohl schwierig- 
ste Problem, das für den Rest dieses 
Jahrzehnts und den Anfang der 90er Jahre 
auf uns zukommt — die Jungakademiker- 
arbeitslosigkeit — kann nur mit einer 
Summe von vielen Einzelmaßnahmen ge- 
lindert werden. Dazu gehört, daß junge 
Leute, die vielfach eher aus Verlegenheit 
ein Studium aufnehmen, eine praktische 
Ausbildung bevorzugen. Im übrigen haben 
sie dort im Regelfall auch viele Chancen 
für die Zukunft. Unsere Anstrengungen, 
für die jungen Leute in diesem Jahr und 
noch einmal im nächsten das Menschen- 
mögliche zu tun, sollten uns besondere 
Freude machen. Denn dann folgen Jahre, 
ja Jahrzehnte, in denen wir uns mit Weh- 
mut an die Aufgabe erinnern werden, 
möglichst viele Ausbildungsplätze zu 
schaffen. 

Liebe Freunde, im Bereich des Umwelt- 
schutzes bestand die Erblast, die wir vor 
zwei Jahren übernommen haben, nicht in 
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Fehlentscheidungen, sondern in fehlen- 
den Entscheidungen. Es ist eine schon 
sehr seltsame Sache — wenn ich die De- 
batte in den letzten Wochen verfolge —, 
daß jene Leute, die überhaupt nichts ge- 
tan haben, jetzt den Mund besonders voll 
nehmen. Niemand auf dieser Erde hat den 
Bundeskanzler Willy Brandt daran gehin- 
dert, im Jahr 1972 — als in Amerika eine 
heiße Debatte über ein umweltfreundli- 
ches Auto stattfand —, bei uns die glei- 
crfe Debatte einzuleiten. 

Er hat ja damals auf dem Weg zu 
neuen Ufern eine neue Republik ver- 
sprochen, und zu dieser neuen Repu- 
blik hätte ja auch ein umweltfreundli- 
ches Auto gehören können. Er hat die 
Gelegenheit versäumt. Und nach ihm 
kam ja einer, der, wie sie wissen, al- 
les längst vorhergesehen hatte. 

Er hat ja als Reisender und kenntnisrei- 
cher Zeitgenosse zur Kenntnis  nehmen 
können, daß im Jahr 1974 die Japaner die 
gleiche Entscheidung getroffen haben wie 
die Amerikaner. Und daß die Japaner in 
der Zwischenzeit sehr viel weiter sind, als 
alle anderen, hätte eigentlich ein Maßstab 
für unser eigenes Tun sein müssen. Es ist 
damals nichts geschehen. 
Liebe Freunde, jeder, der uns jetzt auf die- 
sem Feld kritisiert, den möchte ich doch 
darauf hinweisen, daß es völlig undenkbar 
ist,   in   einer  modernen   Industriegesell- 
schaft schwierigste Probleme wie diese 
über Nacht in der Form lösen zu können, 
daß   sie   der  jeweiligen   Stimmung   oder 
Stimmungsmache entsprechen. Es ist ja 
jede Woche ein anderes Thema. Wenn Sie 
die Diskussion um Formaldehyd, um nur 
ein Beispiel aus den letzten Tagen zu er- 
wähnen,  beobachten,  dann wissen Sie, 
daß ein wirksamer Umweltschutz in dieser 
hektischen Weise natürlich nicht vorstell- 
bar ist. 
Die  Koalition  der Mitte  hat wesentliche 

der 

Entscheidungen getroffen. Die GroßfeU 

rungsanlagenverordnung haben wir vera 
schiedet in einem Augenblick, als sich u 
sere Wirtschaft in einer außerordentlic 

schwierigen Phase befand. 

Diese Verordnung hat zur Folge 
bis  1988,  also  in  vier Jahren, 
Schwefelausstoß um eine Million >° 
nen abnimmt, das ist ein Drittel * 
jetzigen Niveaus. Wir haben ein * 
denschutzkonzept vorgelegt, und 
führen  jetzt  das  umweltfreundlic^ 
Auto ein mit einer 90% geringe^ 
Abgasbelastung. Sagen Sie bitte «d 

umweltfreundliche   Auto",   weil     , 
nicht notwendig ist, daß wir uns *' 
einen  bestimmten  Weg  der tecl"1 

sehen Entwicklung festlegen. 

Meine Damen und Herren, bei der ^ur 

setzung sehe ich Probleme weniger in 
Bundesrepublik: Hier werden wir, wie 
sicher bin, alle Daten einhalten könn   ' 
und viele, die uns sagen — übrigens a 
aus der Automobilindustrie  —,  das 
nicht zu schaffen, werden einmal mehr 
dynamische Kraft der Marktwirtschau 
fahren. Wenn sich das günstig *eC^  n 

und  Gewinn  dabei  herauskommt, d 

werden alle denkbaren Fristen nicht üb 
sondern  unterschritten werden.  Icn    5 

hier   leidenschaftlicher   Jünger   unse ^ 
großen Vorbildes Ludwig Erhard, der 
solchen Fällen immer auf die Kräfte 
Markts gesetzt hat. Und es war ja faszin , 
rend, wie selbst die Staatsfirma PeuS' 
am selben Tage, an dem der franz°slSjen 
Premierminister mir einen abmahnen 
Brief, in der Sache nicht so schnell vor^ 
zugehen, geschrieben  hat,  signalisi 
diese  Umstellung  könnten  sie  natür 
auch durchführen. . 
Nur, meine Freunde, machen Sie sich 
ne   Illusionen:   Die  Auseinandersetzti   ' 
die wir in der EG zu führen haben, ha 
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fa h6 Vo"'9 übersehen. Es ist sehr ein- 
n. vor allem wenn man jugendlich dyna- 

'sch ist, zu verlangen: Du mußt das jetzt 
|n

0T°rt durchführen. Nur: Wer 50 % seiner 
ustrieexporte in die Europäische Ge- 
'nschaft liefert, muß eben wissen, was 

J nt und was nicht geht. Ich denke, das, 
s wir jetzt vorhaben, wird gehen. Wir 

auchen  viel  Wohlwollen   bei   unseren 
senden, es wird viel Kraft kosten, aber 

denke, wir haben eine Chance, daß wir 
es durchsetzen. 

Umweltschutz ist in der Bundesrepu- 
b|ik Deutschland kein Privileg be- 
stimmter Einzelgruppen und schon 
9ar kein Vorwand, um die Gesell- 
schaft oder die Verfassungsordnung 
^verändern. Umweltschutz ist ein 
Stück der Lebensaufgabe einer mo- 
dernen Industriegesellschaft, in der 
es auch um Arbeit und Brot für viele 
96ht. 

Ich 
uenke, wir in der CDU haben gar kei- 

n Grund zu irgendwelchen Hemmun- 
chm VVenn icn von ausländischen Besu- 
nje

ern gefragt werde, wie ich die CDU defi- 
c 

re. dann sage ich immer: Wir sind 
|jc.r|stlich Soziale, wir sind liberal, freiheit- 
Q Gesonnene, und wir sinc' in den 

re 
ndfragen, die die Geschichte berüh- 

sch Konservative- ln Fragen des Umwelt- 
den

Ut2es sind wir zutiefst konservativ, 
läu.n Was ist eigentlich eine bessere Er- 
Sc,erun9 für konservativ, als den eigenen 
Sen der ^atur nicnt verkommen zu las- 
sta' Sondem ihn im bestmöglichen Zu- 
ais 

d ~7. vielleicht noch in einem besseren 
ne   ei Übernahme — an die nächste Ge- 

at|on weiterzugeben. 
Liebe P 
Jan        eunde. wir haben in diesen zwei 
Wjr 

rfn ein gewaltiges Pensum geleistet, 
9etr 6n scnwien9ste Entscheidungen 
Vor Ihn 

und das sage ich mit Stolz 
en, durch deren Vertrauen ich in 

dieses Amt berufen wurde —, zu denen 
keine andere politische Gruppe und Partei 
die innere Kraft hätte und haben wird. Das 
meiste ist schon wieder vergessen, und 
deswegen will ich einige Punkte aufzäh- 
len. Wir haben in einer ungewöhnlich 
schwierigen Zeit innerhalb von wenigen 
Wochen nach dem 1. Oktober 1982 die 
Haushaltsbeschlüsse gefaßt, und da ist 
manches heute im Rückblick nicht so, wie 
es, wenn wir mehr Zeit gehabt hätten, 
besser hätte gelingen können. Aber ich 
will doch erwähnen, unter welch einem 
Druck das alles geschehen ist. 

Und dann haben wir Neuwahlen verspro- 
chen. Ich sehe heute noch den Herrn 
Brandt, wie er zu mir sagt, das ist die 
Bringschuld des Helmut Kohl. Und jetzt 
fragen Sie sich doch einmal hier in diesen 
Reihen — Von den Damen und Herren, die 
uns kommentierend begleitet haben, will 
ich schon gar nichts sagen —, wie viele 
geglaubt haben, daß diese Neuwahlen 
kommen würden und wie viele dann ge- 
glaubt haben, als sie ausgeschrieben wa- 
ren, daß wir gewinnen würden. Es gab be- 
merkenswerte Zeugnisse des Kleinmutes, 
und da zeigte sich eben, daß die Union im- 
mer auch eine bürgerliche Partei ist. 

Und, liebe Freunde, wir haben diese 
Wahl gewonnen mit dem stolzen Er- 
gebnis von 48,8 %. Ich sage das, weil 
man manchmal bis hinein in den Kreis 
der Freunde der Koalition den Ein- 
druck hat, wir hätten damals die Wahl 
verloren. Wir haben gemeinsam ein 
fantastisches Ergebnis erzielt, das 
zweithöchste Ergebnis in der Ge- 
schichte der Unionsparteien. Und ich 
füge hinzu: 
Das war mein zweites Ergebnis mit 
48 %. Ich bin so verwegen hier zu sa- 
gen, daß ich nicht den geringsten 
Zweifel habe, daß wir bei einer dritten 
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Wahl, die ich mit Ihrem Vertrauen ver- 
sehen bestreiten darf, mindestens bei 
dieser Quote, bei dieser Meßlatte 
wieder ankommen werden. 

Liebe Freunde, wir mußten Spargesetze 
durchsetzen: 30 Millionen Bundesbürger 
waren betroffen von Einsparungen in Hö- 
he von 30 Milliarden DM. Das ist eine ge- 
waltige Zahl. Und ich weiß, wovon ich 
spreche, ich weiß, was es bedeutet für 
den Steuersekretär — mein Vater war ein 
solcher —, für den Oberfeldwebel bei der 
Bundeswehr in der Besoldungsgruppe 
A 6, A 7 oder für andere. Ich weiß, was es 
bedeutet hat, wenn wir ihnen in Nullrun- 
den weitere Opfer zugemutet haben. Wir 
haben es getan, weil der sichere Arbeits- 
platz beim Staat angesichts von Millionen- 
Arbeitslosigkeit ein solches Pfand ist, daß 
der, der es besitzt, auch Verständnis ha- 
ben muß für andere. 
Ich sprach schon davon: Wir haben den 
NATO-Doppelbeschluß durchgesetzt. Lie- 
be Freunde, was ist nicht alles vor Jahres- 
frist — wir werden wohl noch daran erin- 
nern dürfen — an Feigheit, an Ängstlich- 
keit, zum Teil auch an Hysterie durchs 
Land getrieben worden. Wir haben jene, 
die ernsthaft ihre Angst deutlich gemacht 
haben, nie gering geschätzt. 

Ein Volk, das zwei Weltkriege hinter 
sich gebracht hat, in dem es kaum ei- 
ne Familie gibt, die nicht nächste Fa- 
milienangehörige zu betrauern hat, ein 
Volk, das sich mit seinen Nachbarn in 
Verdun treffen muß, weil man es 60 
Jahre lang gar nicht über sich brach- 
te, sich gemeinsam an diesem Ort zu- 
sammenzufinden — ein solches Volk 
weiß, was Frieden heißt. 

Wir sind im Bereich der Umwelt vorange- 
kommen, ich sprach davon. Stichworte: 
TA-Luft, umweltfreundliches Auto. 

Wir haben 1983 einen Lehrstellenrekord 
geschaffen, und wir werden einen Len 

Stellenrekord 1984 hinzufügen. 

Norbert Blüm wird über die Hinterblieb^ 
nenversorgung, die Vorruhestandrege 

lung, das Vermögensbeteiligungsgeset ' 
das Beschäftigungsförderungsgeset ' 
den Familienlastenausgleich berichte • 
Ich habe das Notwendige zur Steuert' 
form gesagt. 

Und, meine Freunde, wir haben nicht n 
über Reprivatisierung gesprochen, wir n 
ben damit begonnen, Und wir werden f° 

lief 
fahren, und meine Erfahrungen etwa 
um Buschhaus haben mich ungewöhn 
ermutigt, jetzt noch viel tatkräftiger vora 
zugehen. Ich kann nicht erkennen, 
der Staat besonders gut beraten ist, we 
er mit seinen Funktionären — das V* 
nun in seinem besten Sinne — wirtsen 
liehe  Entwicklungen  betreiben  will- 
werden in den nächsten Wochen 

uns 
Vorschläge unterbreiten. Wir haben 
auf dem Feld der Entbürokratisierung e 

gewaltiges  Pensum vorgenommen. u 

neue Baugesetzbuch wird, so wie ich 
Dinge einschätze, in dieser Legislate 
riode Wirklichkeit. 

Mit einem Wort: Die Talfahrt konnte ^ 
stoppt werden, die Wirtschaft wächst w 
der, Investitionen sind in Gang ge^0 ^ 
men, wir haben stabile Preise. In dies 
Jahr werden, selbst die Gewerkschaft 
können es nicht bestreiten, die E'nk°cfi 
men wieder real steigen. Wir haben n° 
nicht alles, was zur Stärkung der fanL|< 
möglich ist im Bereich der Rechtspo" 
getan, aber in den Dingen, die die Farn 
materiell unmittelbar berühren, sind wir 
der Gesetzgebung. Wir haben etwaS

haft 
die   Zukunftsorientierung   der  Wirtsen 
auch und nicht zuletzt im Bereich der r 
schungsförderung getan. Wir haben v 

sucht, dem Gedanken besser gerecht 
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®rden, daß weniger Staat für den Bürger 
sser ist, daß Vertrauen besser ist als 

lßtrauen und Kontrolle und daß sich Lei- 
Un9 wieder lohnen muß. 

Q, der Außenpolitik  haben  wir  Irritation 
erwunden   und   die   Berechenbarkeit 

h=.KtScher Politik wieder hergestellt. Wir hab 
9en 

er> auch im Blick auf unsere Beziehun- 
2ur DDR Entscheidungen getroffen, £j: _ '-"-r-\    uiisoiiciuuiiycii    yeuuiitJii, 

ge,nierr,and in dieser Form für möglich 
ch   cn natte- und damit auch menschli- 

^deichterungen geschaffen. 

• e Entscheidungen liegen noch vor uns. 
. sprach von der Arbeitslosigkeit, von 

dem Jun9akadeniikerarbeitslosigkeit, von 
de

m ^übersehbaren Nord-Süd-Gefälle in 
,  r Bundesrepublik, generell von der Stär- 

2ia?9 des Gedankens und der ldee der So" 
2ük

en Marktwirtschaft. Ich denke an die 
Na UTlf*s'nvest't'onen- die wir brauchen. 
Wjr 

dem Zeitplan der Koalition stehen 
^ Jetzt auch vor einer Reihe wichtiger 
p   ®.cheidungen in der Innen- und Rechts- 

ßnt 'Ch bin ganz sicner' daß wir diese 

d   
Scr,eidungen gemeinsam treffen wer- 

Cr ^ende der deutschen Politik ist nicht 

chen. 
einen Parteitagsbeschluß zu errei- 

nen Sondem durch den entschiede- 
der 

VVillen einer politischen Kraft wie 
Q6    Christlich    Demokratischen    Union 

9utUtSCh'ands" lcn denke- wir haben eine 
Wer? Cnance- unser Ziel zu erreichen, 
cje 

n wir dieses Ziel gemeinsam entschie- 
giei' 

ener9isch, geduldig und mutig zu- 
tes°   ansteuern. Und ich sage ein Letz- 

Jjjh bin zutiefst davon überzeugt, daß 
j|,e Wahl 1987 und übrigens auch die 
Lar>dtagswahlen sehr stark von den 
^aterieli bewegenden Fragen he- 
rrscht werden, von Fragen nach der 

w,rtschaftlichen Entwicklung, der Ar- 
De|tslosigkeit, der Sicherung der Ren- 

ten, der Zukunftschance für die jun- 
gen Leute — mit einem Wort: der so- 
zialen Gerechtigkeit. Aber ich sage 
schon jetzt, daß es noch wichtiger 
sein wird, inwieweit wir die geistige 
Herausforderung begreifen. 

Wir haben nie für uns beansprucht, daß 
Politik und schon gar die Politik einer Par- 
tei für sich allein geistige Führung bedeu- 
ten kann. Alle Kräfte der Gesellschaft 
müssen hier ihren Beitrag leisten. Die Rol- 
le, die Bedeutung der Kirche brauche ich 
in diesem Kreis nicht zu erwähnen. Dazu 
gehören die Gewerkschaften, die Unter- 
nehmer mit ihren wichtigen Verbänden, es 
gehören aber auch die vielen Gruppen im 
Lande dazu, die so selten genannt wer- 
den, obwohl sie Millionen von Menschen 
umfassen, obwohl sie die Kulturlandschaft 
der Deutschen prägen. Ich nenne den Be- 
reich der Volksmusik nur als einen Be- 
reich für Dutzende. 

Der Reichtum unseres Landes ist die Viel- 
falt unserer Kultur und die Offenheit für 
Anregungen aus anderen Ländern der 
Welt. Dazu gehört auch, daß wir ganz per- 
sönlich unsere Mitbürger darauf anspre- 
chen, daß sie bereit sind, etwas für unser 
Land zu tun. Es geht entscheidend darum, 
daß wir eben nicht nur die Frage aufwer- 
fen, was tun andere, was tut der Staat, 
was tut die Gesellschaft, sondern daß wir 
jene politische Gruppe sind, die die Frage 
stellt: Was tust du für das Ganze. 

Berlin im Jahre 1984, im Blick zurück 
auf den 20. Juli 1944, ist der richtige 
Platz um sich nachdenklich diesen 
Fragen zu stellen und zu beantwor- 
ten. Meine Bitte an Sie alle ist, daß 
Sie dabei mithelfen, mir persönlich Ih- 
re Unterstützung geben und der groß- 
artigen Idee, die unsere politische 
Heimat ist: der Christlich Demokrati- 
schen Union Deutschlands. 
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Heiner Geißler: 

Auf die geistigen und politischen 
Herausforderungen der 
Industriegesellschaft 
eine humane Antwort geben 
Herr Vorsitzender, meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren, es ist 
jetzt fast auf die Stunde am 1. Okto- 
ber 1982 zwei Jahre her, daß im 
Deutschen Bundestag Helmut Kohl 
durch das konstruktive Mißtrauens- 
votum gegen den damaligen Bun- 
deskanzler Helmut Schmidt zum 
Bundeskanzler gewählt worden ist. 
Helmut Kohl hat in seiner Rede den 
Dank ausgesprochen, an die Partei, 
an die Fraktion, an den Bundesrat. 
Ich glaube, daß es richtig ist, an die- 
sem Tag nach diesen zwei Jahren 
den Dank und die Anerkennung der 
Christlich Demokratischen Union 
Helmut Kohl für die verantwortliche 
Regierungsarbeit auszusprechen, 
nicht nur im Dienste unserer gemein- 
samen Sache, sondern im Dienste 
des ganzen deutschen Volkes. Das 
was damals entschieden worden ist, 
und was in den vergangenen zwei 
Jahren an politischer Leistung er- 
bracht wurde, möchte ich, ohne zu 
überziehen, als eine historische Lei- 
stung bezeichnen, die der Bundes- 
kanzler vollbracht hat. 

Und ich möchte dies auch begründen: 
Die neue Regierung Helmut Kohl ist 

aus zwei wesentlichen geschichtlichen 
Bedingungen und Ursachen heraus gebil- 
det worden: 
1. Um einen neuen Anfang in der Außen- 

politik zu machen, um die Bundesrepu 

aus dem Zwielicht herauszuführen, in    J 
die SPD die Bundesrepublik Deutsch!* 
durch ihren Widerstand gegen die P° 
des   Bündnisses   gebracht   hatte. ^ 
Bündnis ist wieder gefestigt, die Buno 
republik ist aus dem Zwielicht herausQ 
kommen,   und   mit   der   Festigung     ^ 
Bündnisses haben wir gleichzeitig a   5 

die Sicherung des Friedens erreicht-      > 
wäre ohne die Entscheidung im ParlarT!ep, 
gegen die damalige Regierung anzutre 
aber auch ohne die mutige Entscheid 
am 6.  März  Neuwahlen  durchzuse*   •, 
nicht erreichbar gewesen. Dies alles,    .gt 

ne sehr verehrten Damen und Herren,^ 
nur deswegen erreicht worden, wei    n 
Christlich Demokratische Union und 
Helmut Kohl in einer historischen Stui 
den Mut aufbrachten, eine andere, 
bessere Politik durchzusetzen. f, 
2.  Und diese Regierung ist gebildet 

den, um in der Wirtschaftspolitik 
Ruder herumzuwerfen, für mehr P 
te Investitionen, für mehr Wirtsch^ 
Wachstum,   für  die   Förderung   ^e 

technischen    Fortschritts,    u"1 

Schuldenwirtschaft der SPD zu 
den. sev 

Diese Ziele waren und sind die Vorau ^ 
zung für den äußeren Frieden und de 
zialen Frieden im Innern. Wir haben in ^ 
sen zwei Jahren Inhalte verwirklich , ^ 
die Christlich Demokratische Union in ^ 
langen Jahren der Opposition durcn gt 

programmatische  Erneuerung  erar 
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teit .erinnere hier an den Bundespar- 
g a9 in Ludwigshafen. Das, was an 
ß. ndlegenden Veränderungen in der Au- 

Verw°litik Und in der Gesel,schaftsP°litik 

•wtrklicht wurde, wäre nicht möglich ge- 

tion6n,.Wenn die CDU sich in der °PP°si" 
und

SZeit nicht programmatisch erneuert 
hätt aUf die Reg'erun9sarDeit vorbereitet 
gr 

te- °ie CDU hat eine intensive Pro- 
ni$rmdiskussion geführt, deren Ergeb- 
Scrr Und Bescnlüsse heute Schritt für 
^. r'tt in die Tat umgesetzt worden sind. 
Set? heute politische Auseinander- 
Urtl ^n9en um das imperative Mandat und 
sPielt Fragen' welcne Rolle die Partei 

cj6r *' 2 B.  gegenüber dem  Parlament, 
tion     9ierung und gegenüber den Frak- 
|e^ en- Hier ist unsere Position klar. Wir 

en das imperative Mandat ab. 
Aber wir waren auf der anderen Seite 

Uch immer der Meinung, daß Partei- 
^gsbeschlüsse nicht Beschlüsse nur 
Ur Festtage sind, sondern daß sie für 

D
e" Politischen Alltag gefaßt werden. 
•n- die Partei erwartet, daß diejeni- 

jjeJ| von uns, die in den Fraktionen 
"d in den Regierungen Verantwor- 

Jn9 tragen, diese Beschlüsse, 80- 
*e't dies geht, auf der Grundlage der 
Politischen   Realitäten  auch  umset- 

Scr)e
VJ,,r können als Christlich Demokrati- 

hen I nion hier eine positive Bilanz zie- 
anfQu0   wi" hier nur einige wenige Punkte 

in (jerp
n entscheidende Veränderungen 

9eSet 
Bur)desrepublik Deutschland durch- 

1975 y- Auf dem Mannheimer Parteitag 
Beschi    e die CDU einen einstimmigen 
schafr 2Um Thema -Frau und Gese"- 
9r0ße ' Es ist der erste Beschluß einer 
2ur \? artei zu diesem Thema gewesen. 
Partnperwirkl'chung des Leitbildes der 
für w schaftlichen Familie trat die Union 
^2ieh      eiheit' für die E'nführung eines 
nunq 

Ungsgeldes  und für die Anerken- 
°n Erziehungsjahren in der Renten- 

versicherung ein. In den ersten eineinhalb 
Jahren unserer Regierungsverantwortung 
hat die von der CDU und von Bundes- 
kanzler Helmut Kohl geführte Regierung 
diese entscheidenden gesellschaftspoliti- 
schen Forderungen von Mannheim in fa- 
milienpolitische Beschlüsse umgesetzt. 
Es handelt sich um Beschlüsse der Bun- 
desregierung, und ich habe keinen Zwei- 
fel, daß im Parlament die Mehrheit von 
CDU/CSU und FDP diese entscheidende 
gesellschaftspolitische Veränderung und 
Verbesserung zur Stärkung unserer Fami- 
lien durchsetzen und bestätigen wird. 
Dies ist ein großer Fortschritt. 

Um unsere Familienpolitik führen wir im 
Moment eine Diskussion in der Öffentlich- 
keit. Schlagen Sie nur den heutigen 
„Spiegel" auf. Dort setzt sich eine der füh- 
renden Feministinnen auf einer falschen 
Basis und unter Heranziehung falscher Zi- 
tate mit unserer Familienpolitik auseinan- 
der. Unsere Position ist klar, und wird es 
auch in Zukunft bleiben. Unsere Politik will 
den Frauen in unserer Gesellschaft nicht 
vorschreiben, was sie zu tun haben, son- 
dern zentraler Ausgangspunkt unserer 
Frauen- und Familienpolitik war und ist, 
die Wahlfreiheit für die Frau zu verbes- 
sern, und damit einen wichtigen Beitrag 
zu mehr Gleichberechtigung der Frau zu 
leisten. Wenn sich also Frauen dafür ent- 
scheiden, ihren erlernten Beruf auszu- 
üben, den sie möglicherweise genauso lie- 
ben wie die Männer, dann hat niemand 
von uns das Recht, diesen Frauen deswe- 
gen ein schlechtes Gewissen einzureden. 
Es ist ihre Entscheidung. Und die Politik 
hat dies zu akzeptieren. 

Aber wir haben im Gegensatz zu den 
Sozialdemokraten von einer Frauen- 
politik und einer Familienpolitik Ab- 
schied genommen, die geistesge- 
schichtlich auf einem marxistischen 
Menschenbild aufbaut, das den Men- 
schen als produzierendes Wesen de- 
finierte   und   alle   gesellschaftlichen 
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Werte von der produktiven Leistung in 
der Industriegesellschaft abhängig 
machte. 

Friedrich Engels hat ja nicht umsonst er- 
klärt, daß er unter Emanzipation die Hin- 
einführung des gesamten weiblichen Ge- 
schlechtes in den Industrieprozeß verste- 
he. Daß das Mutterschaftsgeld, das die 
Sozialdemokraten beschlossen haben, 
nur für Frauen bezahlt wird, die sich in ei- 
nem abhängigen Arbeitsverhältnis befin- 
den, an andere Frauen, die nicht in diesem 
Sifine erwerbstätig sind, dagegen^ nicht, 
hat seine geistige Grundlage in diesem 
falschen Verständnis der Emanzipation. 
Hier haben wir eine grundlegende Verän- 
derung herbeigeführt, in dem wir durch 
Erziehungsgeld und durch die Anerken- 
nung der Erziehungsjahre mehr Wahlfrei- 
heit, mehr Gleichberechtigung für die 
Frauen herbeiführen, die sich für ihre Auf- 
gabe in der Familie, für die Erziehung der 
Kinder entschieden haben. Dies ist unsere 
Konzeption. Ich sage dies deswegen, weil 
wir immer wieder gefragt werden, wo ist 
die geistige und gesellschaftliche Verän- 
derung nach der Regierungsübernahme 
durch uns zu sehen, z. B. in diesem wich- 
tigen gesellschaftspolitischen Thema. 
Dies gilt auch für unser Verhältnis zum 
§ 218. Wir kennen alle die politische Situa- 
tion, auch die Mehrheitsverhältnisse im 
Deutschen Bundestag. Es wird mit einem 
an uns adressierten Vorwurf von der Aus- 
höhlung des § 218 gesprochen, als ob wir 
den reformierten §218, im Sinne einer 
Verschärfung der Indikationslösung aus- 
höhlen wollten. Die Wirklichkeit ist doch 
eine ganz andere. Sie besteht darin, daß 
dieser reformierte § 218 in der Praxis da- 
durch ausgehöhlt wird, daß er in vielen 
Bereichen zu einer Fristenlösung umge- 
fälscht wird. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
der reformierte § 218 ist ein gesellschafts- 
politischer Kompromiß, der nur aufrecht- 
erhalten werden kann, wenn alle, die an 

diesem gesellschaftspolitischen Kompr^ 
miß mitgewirkt haben, dieses Gesetz a1 

einhalten. Das ist das Mindeste, was wir 

verlangen müssen. Und wir gehen ein 
Schritt weiter. Ich habe als Sozialministe 
in Rheinland-Pfalz vor 10 Jahren, als o' 
Fristenlösung debattiert worden ist, 9 
sagt, Strafrechtsänderungen sind dama 
hin und her durchgeführt worden, aber d' 
gesetzgebenden   Körperschaften   ware 

nicht in der Lage,  ein  sozialpolitisch 
Programm für die Frauen aufzustellen, ° 
durch eine Schwangerschaft in eine soZi 
le Konfliktsituation geraten. Das haben 
damals bedauert. Wir tragen jetzt zw 
Jahre Regierungsverantwortung und n 
ben von der Bundesstiftung „Mutter ü 

Kind — Schutz des ungeborenen Leben 
über das Erziehungsgeld bis zu den Erzi 
hungsjahren  in  der Rentenversicheru y 
und  einem   Familienlastenausgleich  v 

insgesamt 10 Milliarden DM Hervorrage^ 
des erreicht. Dies ist ein großartiges t 

gebnis, weil durch diese Entscheidung 
chergestellt ist,  daß  in  diesem  reicli 
Land, Bundesrepublik Deutschland mit 
nem Bruttosozialprodukt von über ^J ö. 
lionen DM, keine Frau deswegen, weil 
ein Kind erwartet, in eine soziale N°  .jL 
geraten darf. Dies ist ein ganz wichfJ9 
Entscheidung  mit  einer  grundsätzlicn 

gesellschaftspolitischen Veränderung 9 
wesen. 

Für die CDU  ist der Umweltschu 
kein Thema, das erst jetzt *ntöe.CM. 
werden mußte. Die CDU/CSU-gefun. 
te Bundesregierung hat 1964 die 1* 
Luft erlassen, die von den SPD'» 
führten Regierungen nicht den neu 
wissenschaftlichen       Erkenntnis* 
entsprechend angepaßt wurde. 
Im Grundsatzprogramm von 1978 
ben wir die „Sicherung der ökoies 
sehen  Zukunft  unseres  Gemeinw 
sens" als fünftes Ziel der Wirtschan 
politik genannt. Die CDU war die er* 
deutsche Partei, die 1979 ein urro* 
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sendes umweltpotitisches Programm 
Vorlegte. Während die SPD jahrelang 
JJber den Umweltschutz nur geredet 
ha*, haben wir gehandelt! 
Bereits wenige Monate nach der Re- 
plerungsübernahme haben wir die TA- 
Luft verschärft und die Großfeue- 
rungsanlagen-Verordnung verab- 
schiedet. 
^•'t der Einführung des abgasarmen 
^utos und des bleifreien Benzins ab 
'986 hat die unionsgeführte Bundes- 
re9ierung einen Meilenstein im Um- 
We'tschutz gesetzt. 

Anfallm Umweltschutz haben wir also den 
'fitzt      ^'n zum Besseren gemacht. Am 

en Samstag habe ich an einer ge- 
au 

n?amen  Konferenz der Alpenvereine 
tei| 

0sterreich, Deutschland und Südtirol 
ein

9enornmen, die für den Umweltschutz 
r^g ,9r°ße Bedeutung haben. Es sind im- 
Öeut Über 800000 aktive Mitglieder in 
ße *Sch'and und Österreich, die eine gro- 
Sch tranlun9 auf Millionen von Men- 
fah

ne" haben, die sich in der Natur als Ski- 
3IS JJ- a's Bergsteiger, als Kletterer oder 
Djq 

ar)derer bewegen. Da sind auch ei- 
dje   Grune aufgestanden und haben mir 

nach 9e 9estellt- wie icn micn fun,e- 
Üher

clem Jetzt von der Bundesregierung 
sch ..das abgasarme Auto mit diesen Ein- 
scu.ant<ungen  und  Verzögerungen  ent- 
^abeden wurde- Was icn darauf gesagt 
*^st' das brauche ich jetzt hier nicht dar- 
lieh ' ^'Der cler Vorsitzende des öster- 
r6gj lschen Alpenvereins, hat der Bundes- 
drQ TUn9 auf dieser Versammlung aus- 
9'eri dafür gedankt, daß von der Re_ 

ren g
n9 Helmut Kohl bereits nach 1V. Jah- 

d6ri 
eschlüsse gefaßt worden sind, die in 

stoff mmenden vier Jahren die Schad- 
die u

missioner> z- B. beim Schwefel um 
Miiij a,fte reduzieren, d. h. es werden eine 
V6r 

n T°nnen Schwefel weniger als in der 
% d

angenneit in die Umwelt abgegeben. 
dar(juen A|Penraum in Österreich und weit 

er hinaus ist dies von entscheiden- 

der Bedeutung. Die Bundesregierung hat 
er ausdrücklich dazu ermutigt, auf diesem 
Weg fortzufahren. Er hat völlig zu Recht 
dargestellt, was ja offenbar bei uns einige 
Leute überhaupt nicht wahrnehmen wol- 
len, daß die Bundesregierung bei diesen 
Entscheidungen europäisch gesehen, kei- 
nen Beifall bekommt. Es gibt höchstens 
Widerstand gegen die Bundesregierung, 
die auf diesem Sektor eine Schrittmacher- 
funktion innehat. Das Ausland sieht unse- 
re Leistungen. Ich möchte mir eigentlich 
wünschen, daß mehr Leute im Inland end- 
lich einmal begreifen würden, was hier 
entschieden worden ist. 

Meine sehr verehrten Damen und Her- 
ren, liebe Parteifreunde, Helmut Kohl 
hat zur Kommunalwahl in NRW eini- 
ges  gesagt.  Die  Kommunalwahl  in 
NRW muß wegen der Verluste zu ei- 
ner  selbstkritischen  Analyse  Anlaß 
geben. Aber, diese Kommunalwahl ist 
kein Anlaß zur Entmutigung. Die CDU 
besteht nicht aus dem Material, das 
sich durch Verluste bei einer Wahl, 
bei Kommunal- oder Landtagswahlen 
weichklopfen läßt. Das Ergebnis ist 
vielmehr eine Herausforderung. 

Es gibt in jeder historischen Periode Hö- 
hen und Tiefen. Dies ist der jetzigen Op- 
positionspartei, der SPD in der Zeit, in der 
sie in Bonn an der Regierung war, nicht 
anders ergangen. Das soll aber nicht hei- 
ßen, daß wir eines Tages deren Schicksal 
erleiden wollen. Aber ich kann ein Rezept 
verraten, wie wir das Schicksal der Sozial- 
demokratischen Partei für uns verhindern 
können: Wir dürfen den Fehler, den die 
Sozialdemokraten gemacht haben, nicht 
wiederholen.    Die    Sozialdemokratische 
Partei  hat  die  Regierungsverantwortung 
deswegen verloren, weil sie in entschei- 
denden politischen Fragen nicht mehr be- 
reit war, die Politik ihrer eigenen Regie- 
rung und ihres Bundeskanzlers mitzutra- 
gen. Es wird ja durchaus zu Recht die Fra- 
ge gestellt, hat die Partei, wenn sie Regie- 

I 
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rungspartei ist, und diese Frage richtet 
sich natürlich an den Generalsekretär, 
nicht die Aufgabe, sozusagen kritisch der 
eigenen Regierung gegenüberzustehen 
und ihr sozusagen Dampf zu machen. Ich 
möchte gerne dazu folgendes sagen: 

Wir  haben   die  Aufgabe,   in   dieser 
schwierigen und kritischen Situation 
die eigene Regierung zu unterstüt- 
zen. Wir haben nicht die Aufgabe, sie 
zu bekämpfen. Und was kritisch anzu- 

_, merken ist, muß in den dafür zustän- 
digen Gremien vorgetragen Werden. 
Das ist auch  notwendig. Aber eine 
Partei kann, wie eine Fußballmann- 
schaft, schlecht gewinnen, wenn ei- 
nige Stürmer aus dieser Mannschaft 
auf das eigene Tor schießen, und an- 
dere während des Spiels sich auf die 
Zuschauertribüne begeben und zuse- 
hen, wie die anderen versuchen, das 
Spiel zu Ende zu bringen. 

Wir haben während einer Kommunalwahl, 
und dies gilt auch in der Zukunft bei Land- 
tagswahlen, als verantwortliche Mandats- 
träger der Partei die Aufgabe, die eigenen 
Leute zu unterstützen und den politischen 
Gegner zu bekämpfen, und nicht umge- 
kehrt. Dies gilt auch für öffentliche Aussa- 
gen. Natürlich muß noch etwas hinzukom- 
men, denn die Partei hat auch darüber 
hinausgehende Aufgaben. Wir haben die 
Aufgabe Perspektiven zu entwickeln, die 
über   eine   Legislaturperiode   hinausrei- 
chen. Wir haben das in der Zeit der Oppo- 
sition auch getan. Eine richtige Problem- 
analyse vornehmen und daraus auch mit- 
tel- und langfristige politische Folgerun- 
gen   ziehen,   und   diese   konzeptionellen 
und inhaltlichen Überlegungen in die Ar- 
beit der Regierung und auch der Fraktion 
einfließen zu lassen. 
Wenn man die aktuelle politische Ausein- 
andersetzung über die politischen Proble- 
me verstehen will, muß man die geistigen 
Motive verstehen, die diese bestimmen. 
Wir leben heute in einer Zeit, in der zu 

Recht die Bedrohung der Umwelt als 9f 

ßes Problem dargestellt wird. Aber so 0 
drohlich die Bedrohung der Umwelt ist, 
bedrohlich scheint mir auch etwas ano 
res zu sein, nämlich eine kollektive y , 
pression, eine Katastrophenstimmung u 

negative Utopien, die sich in den Köp 
vieler Menschen, leider auch vieler junfll 
Menschen eingenistet haben, verbünd 
mit dem Verlust aller Maßstäbe im histo 
sehen  wie  im  internationalen Vergiß' 
Das führt zu einer Umkehrung der Wert' 

maßstäbe, aus verläßlichen Freunden vv 
den in den Köpfen vieler Menschen " 
de gemacht und umgekehrt. Meine 

sehr 

verehrten Damen und Herren, wir müsS J 

untersuchen,     welche     geistigen       . 
ethischen Motive diese Auseinander 
zungen bestimmen. Dabei stoßen wir 
einige wichtige Punkte. 
Zunächst einmal überhaupt der Zweite' ^ 
Fortschritt, der hier artikuliert wird. Uno 
ist die Frage, wovon lassen wir uns in   « 
Bundesrepublik Deutschland bei den P ^ 
tischen Entscheidungen leiten, von ein 
Maßstab der Rationalität oder der lrr# 
nalität. Es kann gar kein Zweifel daran 
stehen, wenn  man sich die agieren 
Personen der Sozialdemokratischen 
tei und auch der Grünen vor Augen 

par- 
hält 

daß von den Grünen, aber auch von 
ten Teilen der Sozialdemokratischen r 
tei der erfolgreiche Versuch unternomm 
wird,  die politische Auseinandersetz 
auf die emotionale Schiene zu schiep 
Auf die „Emoschiene", wie es die Gru   . 
sagen. Und sie verbreiten dadurch u

r 
cherheit,  und  aus der Unsicherheit 
Menschen entsteht die Angst, und mit 
Angst gehen diese Leute in einer beson, 

dene 
deren Form um. Die wirklich vorhan 
Bedrohung, also eine begründete A »^ 
vor totalitären Systemen, wird bag3    J 
siert, und die Angst im eigenen Land 
geschürt. - 

Wir müssen uns dieser emot'onjLii 
Kampagne    entgegenstellen,    in 
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Wr unsere eigenen Inhalte nicht nur 
•Merpretieren und darstellen, sondern 
Jjaß wir sie auch realisieren, und in- 
dem wir die Hintergründe dieser Kam- 
pagne aufzeigen. 

^ habe gestern abend im Fernsehen 
Tn Mechtersheimer gesehen, der ge- 

ZJLder> amerikanischen General Wetzet 
elde zog, und erklärte, dieser General 

sich"1 unserem Land unerwünscht, weil er 
an  die  hessische  Landesregierung 

Akrendet und um Schutz vor kriminellen 
Und°nen aus dem Bereicn der Grunen 

le ,.
der Alternativen gebeten hat. Ich stel- 

•    'er fest, dieser amerikanische General 
(j nicht nur unser politischer Freund, son- 
cje 

n er hat mit seiner Kritik an der Frie- 
nsbewegung Recht gehabt. 
Weht der amerikanische General ist 
••   uns   unerwünscht,   sondern   ein 
°D-Mann, wie der hessische Innen- 

minister, der kriminelle Aktionen ba- 
gatellisiert und die Verbündeten kriti- 
lert. wäre, wenn politische Maßstäbe 

'n der SPD noch Gültigkeit hätten, ei- 
^. 9entlich für den Rücktritt reif. 
rjjg ^ben in einer Zeit großer Probleme. 
We(t   ®

nschheitsprobleme Hunger in der 
der      cnerun9 des Friedens und Schutz 
ler) 

naturlichen, der sozialen, der kulturel- 

Auf hWelt Sind so groß' daß man vor der 

W9a diese Probleme zu bewältigen, 
nen Scheitern möchte. Aber, von den Grü- 
der'cyf)n den Alternativen und von Teilen 
rr,acht Werden Lösungsvorschläge ge- 
dje ' die behaupten, man müsse, um 
Men6 7robleme zu bewältigen, den neuen 
Schaft° scnaffen- eine neue Gesell- 
Weit auf die Beine stellen, eine heile 
2U e 

musse propagiert werden. Um dies 
P0rd 

reichen, müßten nur entsprechende 
die AkUn9en realjsiert werden, nämlich 
w'rts hhaffung der Technik, der Markt- 
die D° aft- der Chemie und der Kernkraft, 
Lehe

Uckkenr zur Natur und zur einfachen 
S0lc.nsweise wären das Erstrebenswerte. 

er'ei Forderungen haben eine große 

Ähnlichkeit mit totalitären Aussagen aus 
anderen Bereichen, in denen totale, ganz- 
heitliche Lösungen für konkrete und parti- 
kuläre Probleme versprochen werden. In 
allen totalen, ganzheitlichen Lösungen für 
konkrete Probleme aber liegt eine große 
Verführung für jene, die nicht begreifen, 
daß die Probleme immer komplexer wer- 
den. Einer der Grundwidersprüche unse- 
rer Gesellschaft besteht nämlich darin, 
daß komplexen Problemen einfache Lö- 
sungen gegenübergestellt werden. Die 
Politik unternimmt häufig, wenn sie ihre 
Aufgabe falsch versteht, den Versuch, auf 
schwierige Probleme simple, einfache 
Antworten zu geben: „Lieber rot als tot", 
„Kernkraft — nein Danke". 
In Wirklichkeit ist es aber so, daß wir auf 
komplexe Probleme differenzierte Antwor- 
ten geben müssen. Und dies muß im de-' 
mokratischen Prozeß geleistet werden, 
das ist eine mühsame Aufgabe. Wir kön- 
nen nicht, wenn große Probleme vorhan- 
den sind, immer nach revolutionären Ufern 
Ausschau halten, wie es der Bundesge- 
schäftsführer der SPD, Herr Glotz, in sei- 
nem Buch „Die Arbeit der Zuspitzung" ge- 
tan hat, in dem er prophezeit, daß es Ende 
der 80er Jahre zu revolutionären Entwick- 
lungen in unserer Gesellschaft kommen 
solle. Wir müssen uns daran gewöhnen, 
und mit uns die eigenen Bürger, große 
Probleme in unserer Gesellschaft demo- 
kratisch zu lösen. Nicht autoritär, nicht re- 
volutionär, sondern demokratisch, müh- 
sam, mit Kompromissen, nicht irrational 
und emotional, sondern rational. Das ist 
eine Aufgabe, die wir leisten müssen. 

Diese Aufgabe können wir nicht be- 
wältigen, wenn wir der Diskussion 
ausweichen, oder wenn wir selber auf 
die „Emoschine" gehen. Wir müssen 
uns dem mühsamen Prozeß der de- 
mokratischen Entscheidungsfindung 
unterziehen, das Für und das Wider 
abwägen, diskutieren und schließlich 
das Ergebnis dieses rationalen Pro- 
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zesses demokratischer Entscheidun- 
gen auch durchsetzen. 

Totalitäre Verführungen werden auch da- 
durch erleichtert, daß wir zunehmend ei- 
nen Verlust der Mitte zu beklagen haben, 
weil der Glaube an Gott auch in unserer 
Gesellschaft immer mehr verlorengeht. 
Ich möchte mal einen Exkurs zu den Kir- 
chentagen machen, die wir in diesem Jahr 
und im letzten Jahr gehabt haben. Das Le- 
ben war ein beherrschendes Motto dieser 
Kirchentage. Das Leben bewahren, das 
Leben wagen. Wenn man die vielen'Men- 
schen gefragt hat, die an diesen Kirchen- 
tagen teilgenommen haben, von welchem 
Leben sie eigentlich reden, konnte man 
feststellen, daß sie vor allem von diesem 
Leben geredet haben. Dagegen ist nichts 
einzuwenden, wenn man von diesem Le- 
ben spricht und dieses Leben verbessern 
will. Das wollen wir auch. Aber es ist et- 
was dagegen einzuwenden, wenn auf die- 
se Weise die politischen Fragen theologi- 
siert werden, wenn Fragen praktischer, 
politischer Art in der unmittelbaren An- 
wendung theologischer Aussagen bewäl- 
tigt werden sollen unter der Überschrift 
der Bergpredigt und des Evangeliums. 

Die Theologisierung der Politik aber hat 
unabsehbare Folgen, wie wir beispielswei- 
se in islamischen Staaten, wie z.B. in Per- 
sien, sehen, wo der Koran unmittelbare 
Anwendung in der Politik findet. Ich bin, 
was die Politik der Christlich Demokrati- 
schen Union betrifft, auch mißverstanden 
worden. Katholische Sonntagszeitungen 
zitieren mich negativ, weil ich gesagt hät- 
te, es gäbe keine christliche Politik. Dieser 
Auffassung bin ich auch; es gibt keine 
christliche Politik in dem Sinne einer un- 
mittelbaren Anwendung des Evangeliums 
auf die Politik, sondern wir haben das gei- 
stige Fundament unserer Politik im Grund- 
satzprogramm unserer Partei genau be- 
schrieben, wo wir gesagt haben, wir be- 
treiben eine Politik auf der Grundlage des 
christlichen Menschenbildes. Dies ist et- 

was anderes. Ich bin dem Vorsitzende 
der Deutschen Bischofskonferenz, Karo 
nal Höffner, dankbar, daß er dem theolog1' 
sierten Materialismus in seiner Auseina^ 
dersetzung mit der Theologie der Be're 

ung eine Absage erteilt hat. 
Wir wollen die Dinge nicht so lasse"* 
wie sie sind, ganz im Gegenteil» jj' 
wollen  die  Lebensbedingungen jj 
Menschen verbessern. Aber wir oM 
fen den Menschen nicht eine ne 
Welt vorgaukeln. Alle, die eine hen 
Welt, das Paradies auf dieser Erd 

schaffen, das Nullrisiko einführen *°v 

len, auch für die Chemie, für die Ar ^ 
neimittel, für die Umwelt, geben •'" 
verführerische,   totalitäre,   aber 
sehe Antwort, geben ein Verspreche » 
das politisch nicht gehalten wero* 
kann. 

Gleichzeitig erfolgt damit auch eine ve 
Schiebung des Koordinatensystems, 
Rangfolge der politischen Ziele und ° 
bleme wird auf den Kopf gestellt. Natür"^ 
ist die Umwelt ein großes Problem, und 
fordert uns heraus, wenn jedes Jahr troP 
sehe Regenwälder in der Größenordnu 
der   Bundesrepublik   Deutschland   v 

schwinden, weil auch die Industriestaa 
und andere eine falsche Energie- oder 
ne falsche Wirtschaftspolitik machen. 
Aber ich muß auf der anderen Seite artf 
sichts unserer Diskussion um diese " , 
bleme und vieles andere mehr darauf 
merksam machen, daß wir von 150 5 
ten in der UNO gerade noch 30 DernoK^ 
tien haben, und daß in der Zeit, in d®r^j|. 
hier in Berlin zusammensitzen, über 

de- liarden Menschen auf der Welt leben, 
nen die Menschenrechte, die Achtung 
Menschenwürde, denen die Freiheit, 
nen die soziale Gerechtigkeit vorentha 
werden. Sie werden dessen beraubt, 
eigentlich den Menschen überhaupt 
zum Menschen macht, nämlich die_A 
tung und der Schutz der Einzigartig* 
und   Unverletzlichkeit  der  menschlicn 
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We H°n' ^ Milliarden lebendige Menschen 
statrn unterdrückt' befinden sich in 
nist Chen systemen' ob es nun kommu- 
sch Diktaturen sind, ob es islami- 
0d 

e Feudalsysteme sind, ob es links- 
Utr recnts9e''ichtete Militärdiktaturen in 
Sch

einamen'ka sind. Sie müssen in Gesell- 
te aftsordnungen leben,  die ihnen ihre 
der K liChe Würde raubt- Die Bedrohung 
f^ Menschenwürde müßte, wie die Ge- 
So 

dun9 der Umwelt, uns eigentlich eben- 
aufregen, denn sie ist mindestens ge- 

Und 
i0 bedrohlich. 

seh ist aucn etwas, was junge Men- 
De ®n bei uns in der Bundesrepublik 
njcut

Scnland faszinieren müßte, eben 
Urnw nUr einzutreten für eine gesunde 
aucn

elt' die uns hier umgibt, sondern 
r^Q rnal an die anderen zu denken. Was 
and Sen denn junge Leute in Polen oder 
beh rsw0, die frei sein und sozial gerecht 
Qes

a?delt werden möchten, von dieser 
Vorcf 

na*t denken, wenn sie über die 
lCn^

an9e hier bei uns informiert werden. 
dje 

ln fest davon überzeugt, daß wir in 
terQ

er 2eit und auf diesem geistigen Hin- 
eine Und e'ne neue Aufklärung brauchen, 
derw6Ue Aufklarun9 über die Ordnung 
^schrte und über die Ran9fo|9e der P°" 
dies £ z'ele und eine geistige Offensive, 
bei m ^an9folge auch durchzusetzen. Da- 

wart" ' 'Ch rede nicht an der Politischen 

daß 3X Vorbei, deutlich gemacht werden, 
Verfa Menschen hier freiwillig dieser 
Wen «Ssun9sordnung den Vorrang geben, 
krate

Sle davon überzeugt sind, daß Demo- 
könn

n eben eine bessere Politik machen 
UnSR

en als totalitäre Politiker. Hier liegt 
Dj 

ere Verantwortung, 
der reschicbtliche Wahrheit hilft uns bei 
°rdni Urcnsetzung einer richtigen Rang- 
bei vynh der werte, weil wir wissen, daß 
Ver^T)!"^ der Menschenrechte und der 
ßere p*l,chur»9 sozialer Gerechtigkeit grö- 
UrTiWeitCen bestehen, die Probleme der 
Siehe Und des Hun9ers zu lösen und die 

rung des Friedens zu gewährleisten. 

Demokratische Systeme ermöglichen im 
Unterschied zu totalitären Systemen men- 
schengerechte Lösungen auch von gro- 
ßen Problemen. Diese Einsicht hilft uns. 
Wir sollten dies ohne falsche Scheu offen- 
siv vortragen, wir müssen aus der Defen- 
sive heraus. 

Wir müssen uns nach folgenden Maximen 
ausrichten: 

Erstens: ein romantischer Rückfall und 
ein Aussteigen aus dieser Industriegesell- 
schaft, aus der Sozialen Marktwirtschaft 
hätte für die Menschen ebenso katastro- 
phale Folgen wie ein blinder Fortschritts- 
glaube. Saubere Umwelt, soziale Sicher- 
heit, hoher Lebensstandard, persönliche 
Freiheit gibt es zumindest bei uns in Euro- 
pa nicht gegen die Industriegesellschaft, 
sondern nur in der Industriegesellschaft. 
Wir haben bei den Stuttgarter Leitsätzen 
gesagt: es gibt zur modernen und huma- 
nen Industriegesellschaft keine Alternati- 
ve, es gibt aber sehr wohl humane Alter- 
nativen in der Industriegesellschaft, und 
da nenne ich noch einmal unsere Sozial- 
politik, die Familienpolitik und unsere Um- 
weltpolitik. 

Zweitens: wir brauchen nicht nur ein hei- 
ßes Herz, sondern vor allem einen kühlen 
Verstand, um mit den Widersprüchen un- 
serer Zeit fertig zu werden. Wir brauchen 
die Koalition einer kompetenten Wissen- 
schaft mit einer verantwortlichen Politik. 
Nicht eine Mobilisierung der Gefühle, son- 
dern die Mobilisierung von Wissen hilft 
uns jetzt weiter. 

Drittens: Betroffenheit mag eine Voraus- 
setzung zur Problemerkenntnis sein, sie 
ist aber kein Ersatz für die rationale Suche 
nach Problemlösungen. Den Menschen in 
der Dritten Welt ist nicht damit geholfen, 
daß Alternative, Grüne und andere zum 
Kaffeepflücken nach Nicaragua fahren und 
bei uns das Nullwachstum propagieren. 
Natürlich kann man sich eine bessere Welt 
vorstellen, aber man kann sich auch bes- 
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sere Weltverbesserer vorstellen, und wir 
sollten die besseren Weltverbesserer 
sein, indem wir den Versuch unternehmen 
auf der Basis dessen, was ich versucht 
habe darzulegen, unsere Politik zu reali- 
sieren. 

Auf diesem Hintergund vollzieht sich 
die Auseinandersetzung mit den Grü- 
nen, mit den Alternativen und in die- 
sem Zusammenhang auch mit der So- 
zialdemokratischen Partei. In dieser 

•* Auseinandersetzung wenden wir uns 
nicht gegen die Vielzahl der Selbsthil- 
fegruppen der alternativen Gruppen, 
die eine, das sage ich klar, Bereiche- 
rung unserer Gesellschaft darstellen. 
Aber wir setzen uns mit dem politi- 
schen Arm der Grünen in der Fraktion 
und in der Partei auseinander. Wir 
nehmen diese Leute beim Wort. 

Ich glaube nicht, um eine aktuelle Diskus- 
sion aufzunehmen, daß wir uns in eine 
Konkurrenz über die Richtigkeit der Fra- 
gestellungen begeben sollten. Wir stellen 
die richtigen Fragen und haben sie viel- 
leicht früher gestellt. Wir müssen uns in 
der Konkurrenz mit dem politischen Geg- 
ner mit den Antworten auseinanderset- 
zen, die Sozialdemokraten und Grüne auf 
die brennenden Fragen unserer Zeit ge- 
ben. 

Unsere Aufgabe, die wir zu erfüllen 
haben, ist eine inhaltliche Auseinan- 
dersetzung zu führen. Wir können uns 
den einen Vorwurf machen, den ma- 
che ich mir selber auch, nicht daß wir 
die Auseinandersetzung jetzt führen, 
sondern daß wir sie nicht schon frü- 
her begonnen haben. Das ist der Vor- 
wurf, den wir einstecken müssen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
wenn wir uns die Frage stellen, was kön- 
nen wir am Ende dieser Legislaturperiode 
den Bürgern und Bürgerinnen in der Bun- 
desrepublik Deutschland sagen, was sich 
verändert habe, was sich verändert haben 

wird, auf Grund der Tatsache, daß wir u 
ter der Führung von Helmut Kohl im 0k 

ber 1982 vor zwei Jahren einen neuen A 
fang gamacht haben. Wir können he 
schon sagen, daß wir durch die P° 
sehen Entscheidungen dieser RegiefU 
und  von  uns allen  miteinander in * 
wichtigen Punkten eine Veränderung 
serer Gesellschaft herbeigeführt ha&e ' 
Erstens: in der Außenpolitik. Wir hab* 
die  Bundesrepublik  Deutschland wie e. 
zu  einem  sicheren  Bündnispartner 9 
macht. Wir stehen fest verankert in der 

lantischen Allianz. Die von weiten Te' 
der Sozialdemokratischen Partei ketne 
ne Fahrt in einen nationalen Neutralist" 
ist nicht nur gestoppt worden, sono 
wir haben unsere Politik wieder berecn 
bar gemacht. Niemand in der westl'c 

Welt  zweifelt  an   der  Bündnistreue 
Bundesrepublik   Deutschland,    und 
durch haben wir den Frieden sicherer 9 ^ 
macht. Die Menschen haben darauf a ^ 
reagiert. Vor einem Jahr war die Angs 
den Frieden noch der höchste Wert, h    « 
ist dieses Problem in der Demoskop'6 

den vierten oder fünften Rang abgefa 
was nicht bedeuten soll, daß wir uns n 
auch in der Zukunft um den Frieden 
mühen wollen und daß wir uns nicht 
gen machen, aber die klare Entscheid   J 
des Bundeskanzlers, des Kabinetts 
des Parlamentes hat auch im Bewußt 
der Menschen  bewirkt, daß sie w'5.^ 
durch unsere Politik ist der Friede n^ 
unsicherer, sondern sicherer geword 
Die Sozialdemokraten haben sich mi 
rem Beschluß, ihrem Appell an di6/ge 
nen Mitglieder, das ist immerhin ein-pp 
Schluß des Bundesvorstandes der _.Q, 

die Demonstrationen gegen die N ^ 
Manöver zu unterstützen, sich dara 
beteiligen,  eine  Entscheidung  9ele'tion 

jie Trad't' 
unvo' 

stellbar ist. Es ist nicht zu verantwort ^ 
was die SPD als die führende OpP 

die im Grunde genommen für di 
dieser alten demokratischen Partei 
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onspartei hier entschieden hat. Sich an 
en Demonstrationen gegen diese Manö- 
r zu beteiligen gehört ebenfalls zu die- 

,e|" Umkehrung der Werte. Vor einem Jahr 
ben die Sowjets den südkoreanischen 
^bo über dem südchinesischen Meer 

geschossen. Zur Zeit führen die So- 
Jets einen Giftgaskrieg gegen die afgha- 

nischen Freiheitskämpfer. 
'eh. glaube, daß es richtiger gewesen 
wäre, wenn die SPD mal einen Aufruf 
blassen hätte, sich nicht an Demon- 
strationen gegen die eigenen Leute, 
Segen die eigene Bundeswehr, gegen 
unsere eigenen Verbündeten zu betei- 
ligen, sondern sich angesichts dieser 
Tatsachen vielleicht mal —, ich sage 
es jetzt als Generalsekretär der CDU, 
njcht als Minister —, vor der sowjeti- 
schen Botschaft in Bonn aufzustellen 
und gegen die Menschenrechtsverlet- 
2ungen in Afghanistan zu protestie- 
ren. Wir laden die Sozialdemokraten 
e|n, hier mitzumachen. 

nd zweitens, wir haben die Gesellschaft 
Schndert durcn eine Beendigung der 

nuldenwirtschaft,  und  wir  haben  da- 

sch°h   die   Voraussetzun9en   dafür   9e_ 

naffen, daß wir wieder wirtschaftliches 
Qlia<hhStUm' Preisstabilität und eine ausge- 
\ chene Zahlungsbilanz haben. Das vierte 

nJUnkturpolitische Ziel, die Vollbeschäf- 
g^n9, das ist eine Aufgabe, die bis zum 

de der Legislaturperiode bleibt, wir 
,. ssen nämlich die Arbeitslosigkeit merk- 
*h abbauen. 

seh   drlttens'  wir   haben   diese   Gesell- 
aft verändert durch unsere Entschei- 

dung zugunsten der Familien, so wie ich 
es vorhin dargestellt habe, indem wir nicht 
nur materiell, sondern auch ideell gezeigt 
haben, daß die Familie die wichtigste Ge- 
meinschaft in unserer Gesellschaft ist. 

Und viertens, dadurch, daß wir als erste 
Bundesregierung einen Beitrag geleistet 
haben, wirtschaftliches Wachstum und 
technischen Fortschritt mit dem Schutz 
unserer Umwelt vereinbar zu machen. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
in vier Jahren kann man nicht alles errei- 
chen, aber wenn wir diese vier Punkte vor- 
weisen können, die wirklich eine Verände- 
rung dieser Gesellschaft gegenüber dem 
Zustand bedeuten, den uns die Sozialde- 
mokraten hinterlassen haben, dann ist 
dies ein Erfolg, dann ist dies ein Ergebnis, 
mit dem wir wirklich vor die Bürger hintre- 
ten können, und mit diesem Ergebnis ha- 
be ich aucb keine Sorge, daß wir die näch- 
ste Bundestagswahl gewinnen. 

Lassen wir uns nicht irritieren, gehen wir 
unseren Weg, handeln wir geschlossen 
und entschlossen und unterstützen wir 
die Regierung und seien wir bereit dazu, 
auf der Basis der geistigen Auseinander- 
setzung, die wir brauchen, nicht nur die 
Situation richtig zu analysieren, sondern 
so, wie wir dies in den Oppositionsjahren 
getan haben, auch die Perspektiven zu er- 
arbeiten und sie in die Regierung, in die 
Parlamentsarbeit einzubringen, die auch 
in den kommenden Jahren und Jahrzehn- 
ten garantieren, daß die Bundesrepublik 
Deutschland ein freiheitliches und sozial- 
gerechtes Land bleibt. 
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Norbert Blüm zur Sozialpolitik: 

Wir müssen über unsere Erfolge reden 
Ich mache es in Kurzfassung, ob- 
wohl über die Sozialpolitik lange zu 
reden wäre. Und ich rede nicht nur 
über die Zukunft, sondern auch über 
die letzten zwei Jahre, weil ich 
fürchte, wir gewöhnen uns in unserer 
Partei eine Flucht an von den bereits 
erledigten Problemen zu den noch 
nicht erledigten. Und alle Welt redet 
dann nur über die noch nicht erledig- 
ten Probleme. Da können wir uns et- 
was von den Sozialdemokraten ab- 
schneiden. Die haben über ihre Erfol- 
ge geredet und geredet, die haben 
ihre Erfolge behandelt wie einen 
Kaugummi. Immer wiederholen. Und 
ich finde, auch das gehört zur politi- 
schen Darstellung, nicht nur über die 
unerledigten Probleme zu reden, 
sondern auch über die von uns erle- 
digten. 

Und da ich mich der Kurzfassung beflei- 
ßigen will, habe ich mich gefragt, wie 

ich jene 33 Punkte — Lichtpunkte der So- 
zialpolitik — zusammenfassen könnte, um 
Zeit zu gewinnen. Auch das will ich mit ei- 
ner Wiederholung tun. Nämlich was wäre 
gewesen, meine lieben Parteifreunde, 
wenn heute, vor zwei Jahren, der Bundes- 
kanzler sich hierhin gestellt hätte und hät- 
te gesagt, in zwei Jahren — 24 Monaten 
— werden wir ein Steuerprogramm be- 
schließen, wo 20 Milliarden DM an die Bür- 
ger zurückgegeben werden. Was wäre pas- 
siert, wenn sich einer hingestellt hätte, 
heute vor zwei Jahren, und gesagt hätte, 
in zwei Jahren, schon in zwei Jahren, wer- 
den wir ein familienpolitisches Programm 
vorlegen — 10 Milliarden DM. Und wenn 

ich mich hingestellt hätte, 13 Milliarde" 
Defizit in der Bundesanstalt für Arbeit, da* 
mals — 1982 — soviel wie die KriegsoPj 
ferversorgung, und hätte gesagt, 19 

wird sich die Republik erregen über mö9 
ehe Überschüsse bei der Bundesansta • 
was hätten Sie dann gesagt? 

Sie wären ganz verlegen geworden u 

hätten gedacht, der Blüm hebt wieder ein 
mal ab. Die Bildzeitung hätte vielleicht ga 

schrieben,  „Norbert Blüm überarbeite ' 
die  FAZ hätte geschrieben  „Blüm z• 
leichte mentale Irritationen" und die w 
tallzeitung hätte ganz einfach geschrieo 
„Blüm belügt die Arbeiter". Das wäre v 
zwei Jahren so gewesen. 

muß Meine  Damen  und  Herren,  es 
ver- such über Erblast gesprochen 

den. Es ist gar nicht langweilig« we 

die SPD fragt, wie lange wir de^ 
noch über Erblast reden wollen. Ja   { 

lange,   bis  die  Schulden  abgez* 
sind, die sie uns hinterlassen haben- 

28 Milliarden Zinsen zahlen wir in dieSf 
Jahr nur für die Schulden, nur für die H" 
terlassenschaft der SPD. Was könnte 
Sozialminister mit 28 Milliarden anfange^ 
Er könnte die Renten, alle Renten um 
Prozent  erhöhen;   die  durchschnitt!'0 

Arbeiterrente um 278 DM. Wir könnten ^ 
Mutterschaftsurlaubsgeld    zahlen;       . 
Jahre lang 1000 DM. Wie kommt denn 
gentlich die SPD dazu, uns zu fragen, * 
wir  gemacht  hätten.  Wir  bezahlen 
Rechnungen der Bestellungen, die sie 
hinterlassen hat. Die haben bestellt    ^ 
nicht  bezahlt.  Das  sind  Zechpreller 
ganz einfach. 
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Ur»d ich will den dritten Punkt nennen, 
den größten Erfolg, unseren größten, 
9emeinsamen Erfolg, sozialen Erfolg, 
dafür halte ich die Preisstabilität. 1,6 
Prozent Preissteigerung, das ist die 
beste Sozialpolitik für die „kleinen 
Leute", ich will es auch noch einmal 
in Zahlen ausdrücken. 1982, das letz- 
te Gnadenjahr der SPD, Preissteige- 
rur»g 5,3 Prozent, Lohnerhöhung 4,2 
Prozent. 1984, Preissteigerung 1,6/1,7 
Dozent, Lohnsteigerung 3,5 Prozent. 

ann haben die Arbeitnehmer mehr ver- 
^lent, 1982 bei der SPD oder 1984 bei 
b
ns? Da brauchen Sie keine Mengenlehre, 

19R UnS 9eht es ihnen  besser  Renten- 81 Rentensteigerung 4 Prozent, Preis- 
D

Teigerung  5,9   Prozent.  Wenn  wir  den 
Urchschnitt dieses Jahres rechnen für 
le Renten, die betrugen 4,6 im ersten hal- 
®n Jahr und 1,3 im zweiten Halbjahr. 1,3 

d 
d 4-6 gibt 5,9 Prozent, halbiert um in 

Qiht Jahresdurchschnitt zu kommen, er- 
a Dt das 2,8 Prozent Rentensteigerung in 

sem Jahr, also immer noch über der 
^Steigerungsrate. 

Jf h bleibe bei meiner These, die Poli- 
tik der Preisstabilität, ist die Politik 
h    d!e "k,elnen Leute", Inflation ha- 

en immer die sozial Schwächeren 
be2ahlt und damit machen wir Schluß. 
Dh kann es auch noch einmal für die 
vfbeitnehmer  erläutern.   Die  waren 
^982 mit ihrem Einkommen 5 Milliar- 

®n DM hinter der Preissteigerung, 

üh He9en sle 4 Milllarden DM dar" 
"ber. Die Rentner haben durch diese 
Politik 2 Milliarden DM an Kaufkraft 
Sewonnen. 

$'pD  rozent  Preissteigerung  ist  in  der 
das nie vor9ekommen-  Hätten die 
Wa 

9®schafft, können Sie sich vorstellen, 

hätt        SPD dann 9emacht hatte? Sie 
5   Reflaggung  angeordnet,   schulfrei, 

die hätte ihrer Partei mindestens drei Ju- 
beleinheiten pro Woche verordnet, Helmut 
Schmidt hätte sich wahrscheinlich als Prä- 
sident der Vereinigten Staaten beworben. 
Ich finde, wir brauchen ein neues Selbst- 
bewußtsein und nicht diese Art immer nur 
problembeladen über die Zukunft zu re- 
den. 

Ich will jetzt hier gerne auch über das re- 
den, was wir gemacht haben und zwar nur 
auswahlweise. Das größte Problem bleibt 
die Arbeitslosigkeit. Natürlich kann nie- 
mand bei über 2 Millionen Arbeitslosen 
Siegesmeldungen von sich geben, natür- 
lich ist es das größte Problem, die größte 
Herausforderung, die größte soziale Her- 
ausforderung. Aber ich will doch einmal 
die Sozialdemokraten um etwas Vorsicht 
und Zurückhaltung bitten bei der Kritik 
dieses Phänomens. 

Als sie 1969 angetreten sind, hatten 
wir 108000 Arbeitslose; als sich die 
SPD verabschiedet hat, hatten wir 1,9 
Millionen. Das ist eine Steigerung von 
1800 Prozent. Also, wer den Damm- 
bruch verursacht hat, soll sich nicht 
anschießend als Schleusenwärter be- 
werben, kann ich nur sagen. 

Wer diese Überschwemmung ausgelöst 
hat, ja der kann nicht heute als der große 
Retter auftreten. Natürlich werden wir 
nicht von heute auf morgen Vollbeschäfti- 
gung haben. Aber wir haben viel gewon- 
nen, wenn wir sie stoppen und dann 
Schritt für Schritt zurückdrängen. Was ha- 
ben wir getan? Ich will es nur für den Be- 
reich der Sozialpolitik aufzeigen, die nur 
einen Teil der Aufgabe übernehmen konn- 
te. Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik 
müssen hier an einem Strang ziehen. Für 
den Bereich Sozialpolitik: wir haben eine 
Vorruhestandsregelung verabschiedet. Da 
hat die SPD jahrelang drüber gegackert 
— gegackert und gegackert — Eier haben 
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die nie gelegt, nur immer geredet über die 
Vorruhestandsregelung. Heute sind schon 
240000 ältere Arbeitnehmer berechtigt, 
mit Hilfe von Tarifverträgen, die unser Vor- 
ruhestandsgesetz genutzt haben, mit 58 
Jahren in den Ruhestand zu gehen. 
240000 — rechnen wir einmal ganz zu- 
rückhaltend, wie es unsere Art ist, nur die 
Hälfte würde sie in Anspruch nehmen, 
sind es 120000 Arbeitnehmer. Demgegen- 
über wird die Wochenarbeitszeitverkür- 
zufigskampagne selbst von den größten 
Optimisten in ihrem arbeitsmarktpoliti- 
schen Effekt, und dies ist eine sehr opti- 
mistische, vieleicht sogar illusionistische, 
Schätzung mit 40000 angegeben. Da sind 
wir mit unserer Vorruhestandsregelung, 
selbst wenn wir zurückhaltend rechnen 
und die anderen ganz optimistisch, schon 
dreimal besser. Und was haben die Sozial- 
demokraten nicht alles gesagt. „Mißge- 
burt", — der Lutz (SPD) hat gesagt, das 
Blümsche Modell wird nur Wirklichkeit, 
wenn diese, unsere Republik einem kol- 
lektiven Schwachsinn anheimfällt. 

Ich muß die Gewerkschaften IG-Bau, 
NGG, Textil, Metall, Bergbau und Che- 
mie in Schutz nehmen gegen den so- 
zialdemokratischen Vorwurf, sie wä- 
ren schwachsinnig. Die haben näm- 
lich  inzwischen  alle diese Vorruhe- 
standsregelung    akzeptiert.    Selbst 
meine geliebte Gewerkschaft IG-Me- 
tall, die sie einst als Gesinnungslum- 
perei bezeichnet hat, hat sie in der 
Schlichtungsnacht erbeten.  Herzlich 
willkommen im Kreis der Gesinnungs- 
lumpen! 

Wir haben das Kurzarbeitergeld für die 
Stahlarbeiter  auf  drei  Jahre   verlängert. 
Sonst gäbe es heute an Rhein und Ruhr 
eine viel größere Arbeitslosigkeit. Wir ha- 
ben  für  den   Bergbau  36  Anpassungs- 
schichten ermöglicht: niemand redet dar- 
über. Für 36 Anpassungsschichten bezah- 

len wir Zuschüsse, sonst wäre die , , 
strukturierung im Bergbau mit Arbeitsj* 
sigkeit verbunden gewesen. In Maßna ^ 
men der beruflichen Bildung, der UmscH 
lung und Weiterbildung stehen 2140 
Mitbürger. Das ist eine Steigerung ge9en 

über dem letzten SPD-Jahr um 9,3 Pr°, 
mefir 

vvir 

zent. Wir geben dafür 20 Prozent 
aus. Die reden immer über Sparen 
Zurücknehmen — 20 Prozent geben 
mehr aus für  Umschulung  und  Fort 
dung. Und als ich mein Amt angetre1 

habe, gab es 29200 Teilnehmer an * 
beitsbeschaffungsmaßnahmen  — 292 
Heute gibt es 81000. 

Wie kommt eigentlich die SPD da* 
zu  sagen,  wir würden  nichts *JJ ' 
Wenn sie nur 7» von dem getan J[ ' 
was wir tun, wie kommt sie eigen'",e 

zu der Unverfrorenheit, uns VorWÜ
n1jt 

zu machen? Das ist wie einer, der 
Mühe und Not über den Gartenz* 
gekrabbelt ist und anschließend safl; 

die Mayfarth wäre zu niedrig g©sPr  i 
gen. Ich denke nur, wenn da nierr» 
drüber redet, kommt es auch nicht 
ter die Leute. 

Wir haben nach einem Jahr die Ver 
gensbildung in Arbeitnehmerhand verD 
sert. Von 206 DM steigt der Förderung 
höchstbetrag auf 459 DM. In zehn Ja^ 
kann man ein Vermögen von 21000 
auf diese Weise zusammensparen. Ha 

die  Sozialdemokraten   —   wir  verlan;L|- 
von unseren Gegnern nie mehr als wir    . 
ber machen, so sind wir ja — 1970 das 
be Gesetz nach einem Jahr gemacht, 
wir nach einem Jahr gemacht hätten, n 

mehr, und es wäre damals leichter ge 

sen, würden sich heute in den Händen 
Arbeitnehmer 150 Milliarden Mark m 
befinden an Vermögen. 

Weil sie es nicht gemacht haben, *eh jn 

diese 150 Milliarden Mark Vermöge»1 
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oeitnehmerhand. Wenn einer Suchmel- 
. n9en aufgeben will, ich kann ihm die 

resse sagen: An den Parteivorstand 
D®r SPD, 5300 Bonn, Ollenhauer-Haus. 

ort soll er die 150 Milliarden nachfra- 
9en. 

haben es gemacht. Wir müssen auch 
se ^..^rfo'Q feiern, der nämlich auch un- 
f 

rer Überzeugung entspricht: „Eigentum 
SQ 

al|e" und nicht Staatseigentum, nicht 
teslalisiertes Eigentum: denn sozialisier- 
w    E'gentum  ist  Bonzeneigentum.  Wir 

en Bürgereigentum, das ist ein wichti- 
Z* unterschied. Wir haben auch große 

rück  mmerungsaktionen   der   SPD   ZU" 
genommen,   beispielsweise   bekom- 

l^e
en JUn9e Arbeitslose jetzt wieder Kran- 

rj.^ersicherungsschutz uber inre Fami,ie- 
kom hatte die SPD zerstört- Familien be~ 
kiIÜmen fur Jun9e Arbeitslose jetzt wieder Mr"dernolH     l^:__    L.u.     -i:_    r*r%n »Xrf 
Man 

er9eld. Dies hatte die SPD zerstört. 

Gern kann die 9anze Unverfrorenheit an 
m Beispiel auch deutlich machen. 

Nachdem wir das jetzt korrigieren, 
JJJtern das die Sozialdemokraten als 
ihren Erfolg. Aber der Erfolg wäre gar 
n|°ht möglich gewesen, wenn sie es 
n«cht vorher zerstört hätten. Das ist 
wie. wenn einer in die Ladenkasse 
Jreift» 1000 Mark mitnimmt, nach zwei 
Jahren zurückkommt, es zurückgibt 
jjnd dafür eine Spendenquittung ha- 
Den will. So ähnlich ist das. 

^ntenversicherung 

gibtSpelle mich hier nicht hin und sage-es 

gr R 
rob|emchen, ich gehöre nicht zu den 

I Jen Verniedlichern. Arbeitslosigkeit ist 

ehe h" eine Gefanrdun9 für die soziale Si- 
°es h6lt'AüCh deshalb brauchen wir Voll- 
S02^

afti9ung; denn finanziert wird der 
jenj 

staat immer nur aus der Arbeit der- 
n- die Arbeit haben. Das können Sie 

0r9anis!e ren wie sie wollen, bezahlt wird 

es immer nur aus der Arbeit. Und sicher- 
lich hat uns der Tarifkampf nicht geholfen. 

Wir haben immer gesagt, Arbeitszeit- 
verkürzung mit vollem Lohnausgleich 
geht gegen die Arbeitslosen, Arbeits- 
zeitverkürzung ohne vollen Lohnaus- 
gleich geht gegen die Rentner. Den- 
noch, das will ich hier vor dem Bun- 
desausschuß sagen: 

Kein Rentner braucht um seine Rente zu 
fürchten. Sie wird Monat für Monat pünkt- 
lich ausgezahlt. Sicherlich, die alten Ren- 
tensteigerungsraten   —   acht   und   neun 
Prozent  —,  die  gehören,  wie  die alten 
Lohnerhöhungen, der Vergangenheit an. 
Aber mit bescheideneren Zuwächsen ist 
das System zu halten und ich finde, es ist 
für unsere älteren Mitbürger wichtig, daß 
die Rente sicher ist, daß wir nicht ständig 
über neue Taten  und Wohltaten  reden, 
sondern das, was ihnen zugesagt ist, Mo- 
nat für  Monat ausgezahlt wird.  Ich will 
auch da die Proportionen noch einmal zu- 
rechtrücken. Wir haben heute das höch- 
ste Nettorentenniveau der Nachkriegszeit. 
Es gab nur einmal 1977 ein Nettorentenni- 
veau, das um 0,4% kurzfristig höher war. 

Helmut Schmidt hatte in seiner Regie- 
rungserklärung 1980 das Nettorenten- 
niveau mit 71 % bei 45 Versicherungs- 
jahren als eine Höchstleistung der 
SPD gefeiert. Wissen Sie, wie hoch es 
heute ist? Nicht 71%, 73,4%! Meine 
Damen und Herren, auch hier ein Bei- 
trag zur politischen Klarheit. 

Was wollen eigentlich die Sozialdemokra- 
ten? Einerseits sagen sie, die Beiträge 
wären zu hoch und zweitens, wir hätten 
zuviel gespart und drittens, die Renten 
wären unsicher. Ja, was denn jetzt. Hätten 
wir weniger gespart, ja dann wäre die 
Rente bankrott geworden — wäre im Defi- 
zit. Die können uns doch nicht einerseits 
vorwerfen, wir hätten zuviel gespart und 
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andererseits sagen, die Renten wären 
noch nicht sicher genug. Natürlich, wir ha- 
ben eine Rentenpolitik betrieben, die die 
Voraussetzungen schafft, daß die Renten- 
versicherung nicht nur von einer Wahlpe- 
riode zur anderen über die Runden 
kommt, sondern daß sie langfristig gesi- 
chert wird. 
Dazu gehört auch die Neuordnung der 
Hinterbliebenenrente. Ich könnte mir, 
wenn diese Neuordnung kostensteigernd 
sein sollte, auch noch viel schönere Re- 
formen vorstellen. Nur dann hätten wir 
übermorgen wieder einsammeln müssen, 
was wir heute beschlossen hätten. Das 
war ja die alte sozialdemokratische Ren- 
tenpolitik. Vor den Wahlkämpfen, vor den 
Wahltagen ausgeben und nach den Wahl- 
tagen einsammeln. Ich will hier auch fest- 
halten für unsere Hinterbliebenenrenten- 
reform: Die Mitbürgerin, die Mitbürger, die 
in Rente sind, für die gibt es überhaupt 
keine Veränderung, bei ihnen passiert 
überhaupt nichts. Nur für die Zukunft glei- 
ten wir mit langen Übergangsfristen in ein 
neues System. 

Auch für das neue System gilt: Die ei- 
gene Rente bleibt immer unangeta- 
stet. Das ist das Leistungsprinzip: 
wofür du Beitrag gezahlt hast, dafür 
bekommst du deine Rente, und kein 
Staat hat an diesem Zusammenhang 
herumzufummeln. Wir wollen keinen 
Maschinenbeitrag und was es da 
noch alles gibt. Die Rente muß das 
Spiegelbild der Lebensleistung und 
deshalb leistungsbezogen bleiben. 

Die eigene Rente bleibt immer unangeta- 
stet. Wer nur eine Hinterbliebenenrente 
bekommt, für den ändert sich auch nichts. 
Nur wenn einer mehrere Alterseinkommen 
hat, dann kann die abgeleitete Rente 
oberhalb eines Freibetrages ganz oder 
teilweise   ruhen.   Unser   Modell   ist   das 

frauenfreundlichste. Deshalb ergibt sich J 
eine überraschende Konstellation: Hint 
uns steht der  Deutsche  Frauenrat, 
DGB, die DAG, der CGB und auf der an- 
deren Seite stehen SPD und die Bundes- 
vereinigung    Deutscher   Arbeitgeber 
bände.  Das ist eine neue Konstellati0 • 
gebe ich zu, ein neues Unionsgefühl- 

Arbeitsrecht 
Ich glaube, daß das Arbeitsrecht auch s 
nen Beitrag leisten muß zur Vollbesc häft'- 

gung und, meine Damen und Herren, I'® 
Parteifreunde, könnte es nicht sein, 
manches von dem, was als Schutz 9 
dacht war, Sperre ist für diejenige"1'  . t 

draußen sind? Nicht alles, was Schutz 
für die Insider, ist Hilfe für die Außenseite^ 
Ein Arbeitsrecht, das das Wort sozial 
Recht in Anspruch nimmt, das kann ni 
nur für diejenigen da sein, die Arbeit 
ben, sondern es muß die ZugangsbrücK 
in die Arbeit verstärken. Es muß ve,r.   e 

dem, daß aus Schutzwällen Sperrz^ 
werden.  Deshalb  arbeiten  wir für e 

Übergangsphase   mit   der   Erleichter 

befristeter Arbeitsverträge. Meine 
und Herren, lassen Sie sich da gar nich 

Damen 

ir- 
tet 

re machen. Es ist immer besser, befn 
Arbeit zu haben, als unbefristet arbe itsios 

zu sein. Was soll denn diese ganze v . 
matik. Und wenn wir dadurch auch 
Stellungen erreichen in einer Zeit, wo 
Konjunktur sich noch nicht stabilisiert 
wo die Belegschaften noch nicht wis 
ob sie auf Dauer ausgedehnt werden-|ber- 
nen, dann ist das auch ein Beitrag, u   .j, 
stunden zu vermeiden. Denn die Alter    ^ 
ve heißt, daß Überstunden gemacht 
den. Und mir scheint Einstellen soziale 
sein, als Überstunden zu machen. A 
das ist die Wahrheit. Und wenn der JJ' 
sagt, da würde Arbeitslosen der Ku 
gungsschutz abgenommen, das halt 
eher für eine Freudsche Fehlleistung- 
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Arh • 
s   

eits|ose   haben   keinen   Kündigungs- 

hafo ' Weil Sie keine Arbeit naben. lcn 

tat"6 daS fur eine verräterische Argumen- 
b 

!l°n, weil sie doch offenbart, daß offen- 
r alles durch die Brille der Erwerbstäti- 

* JJ gesehen wird, daß gar nicht die Rück- 
, e der Medaille gesehen wird. Ich glau- 
st • daß wir auf diese Weise auch bei Exi- 
IQ   2neugründungen einen neuen Schub 

daß Beschäftigung   bekommen   können; 
man in der ersten Phase der Existenz- 

rschutz 

q   Gründung auch personell in die vollen 
KM    0nne Angst, daß man den nächsten 

nd|gungsschutzprozeß und den näch- 
n Sozialplan schon am Bein hat. 

flutte 
ja    . 
Mutt e'ne Damen und Herren, ich will den 
ojj ®rschutz nicht schmälern. Aber wenn 

*eln Sten des Mutterschutzes vom e'n~ 
ist d6n Betrieb unmittelbar zu tragen sind, 
Pra Gefanr groß, daß der Betrieb junge 
Cju^

en entweder nicht einstellt oder ihnen 
cwme' unzulässige Fragen stellt. Und 
trj ,alb müssen diese Kosten überbe- 

ICr> ausgeglichen werden können. 

^i'zeitarbeit 
r0q 

er nehmen wir denn eigentlich die Ar- 
ob Z' den Menschen vorzuschreiben, 
Wolle'6 V°"" oder Teilze'tarbeit machen 
Wj|| .n" Wenn einer Teilzeitarbeit machen 
eher. ihn doch' 240000 Arbeitslose su- 
li0ri 

nur Teilzeitarbeit und über zwei Mil- 
Arbe

n
t 

Erwerbstätige wären mit weniger 
se||s h

2ufrieden- Wie borniert ist die Ge- 
Sche

C daß sie die Wünsche von Men- 
Wir n? nicnt miteinander verbinden kann. 
es ej 

achen die Teilzeitarbeit — ich nenne 
einem'1131 ~~ "hoffar,ig"- Sie muß auch mit 

m sozialen Schutz ausgestattet sein. 
^h gebe zu, wer die Sozialpolitik im- 

eMn den großen Kolonnen betreibt, 
G|eichschritt marsch, immer in kol- 

lektiven Denkweisen, der muß gegen- 
über der Teilzeitarbeit etwas skep- 
tisch sein, denn wenn die Welt sich 
individualisiert, haben die Kollektivi- 
sten weniger Spielräume. Wir machen 
eine Politik, nicht für die Kollektive, 
sondern für die Menschen. Das ist der 
Unterschied, auch bei der Teilzeitar- 
beit. 

Arbeitsvermittlung 
Hier wollen wir das Monopol der Bundes- 
anstalt für Arbeit nicht auflösen — wir ha- 
ben ja schon einmal hier im Bundesaus- 
schuß heiße Diskussionen geführt —, 
aber die Bundesanstalt für Arbeit muß 
schon etwas runter vom hohen Roß des 
Monopols und sich etwas mehr unter die 
Leute mischen. Es ist aufreizend in einer 
Zeit, wo wir Suchmeldungen nach Ausbil- 
dungsplätzen aufgeben müssen, daß Gut- 
willige, die dem Arbeitsamt helfen, nicht 
ein Dankeschön bekommen, sondern ei- 
nen Bußgeldbescheid. Da kann ich nur sa- 
gen, da ist die Welt übergeschnappt. 

Jugendarbeitsschutz 
Wir haben ja eine harte Diskussion geführt 
im Bundestag. Manchmal hatte ich den 
Eindruck, alle Jugendlichen wollten jetzt 
Bäcker werden, und alle Welt spricht jetzt 
nur noch über Bäckerlehrlinge. Es sind 
genau 30000 Bäckerlehrlinge. Und dabei 
dreht es sich um folgendes: Der 15jährige 
soll um 6 Uhr beginnen können, der 16jäh- 
rige Bäckerlehrling um 5 Uhr und der 
17jährige, nur der 17jährige, um 4 Uhr. 

Wissen Sie, wo der weltanschauliche 
Unterschied zur SPD ist? Bei der darf 
er mit 18 Jahren um 4 Uhr beginnen. 
Wegen dieser einen Stunde und dem 
einen Jahr machen die als würde der 
Sozialstaat zusammenbrechen. Da 
kann ich nur sagen, das ist so weit- 
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fern. Diejenigen, die da um 8 Uhr sich 
den Protestzügen anschließen gegen 
den Zusammenbruch des Jurgendar- 
beitsschutzes, die haben schon um 7 
Uhr frische Brötchen gegessen, wie 
ich die kenne. 

Unser Berufsbildungssystem lebt vom 
Prinzip „Lernen durch Mitarbeit". Da muß 
man sich auch dem Arbeitsrhythmus an- 
passen, wenn man mitlernen will. Oder 
glaubt jemand, um 6 Uhr würde die Bau- 
kolonne auf die Arbeitsstelle fahrön und 
um 7 Uhr würde dann der Lehrling mit 
dem Taxi nachtransportiert? Ich kann nur 
sagen, die Taxe fährt nicht, denn der Lehr- 
ling wird nicht eingestellt. Das ist das Er- 
gebnis des jetzigen Jugendarbeitsschut- 
zes. 

Wir machen eine neue Arbeitszeitord- 
nung, entkleiden sie ihrer Mitbringsel aus 
dem 1000jährigen Reich, wo alles der 
Staat reglementieren mußte. Damals gab 
es keine Gewerkschaften, keine Arbeitge- 
berverbände. Wir wollen den Staat auf sei- 
ne wesentliche Aufgabe konzentrieren, 
den Rahmen festzulegen, die Mindestbe- 
dingungen. Und innerhalb dieses Spielfel- 
des eröffnen wir neue Entscheidungsräu- 
me für die Tarifpartner. Die können das 
nämlich besser als der Gesetzgeber. Der 
Gesetzgeber muß alles über einen Kamm 
scheren, die Tarifpartner können sehr viel 
praxisnäher arbeiten. Durch diese neue 
Arbeitszeitordnung werden 22 Verordnun- 
gen auf einen Schlag außer Kraft gesetzt 
und 7 Gesetze überflüssig gemacht. Das 
ist nämlich so: Wenn man eine so perfekte 
Arbeitszeitordnung hat, braucht man 1000 
Begleitvorschriften, da braucht man 1000 
Ausnahmen, damit das Ding überhaupt 
funktionsfähig ist. Wir werden auch in die- 
sem Zusammenhang den Frauenarbeits- 
schutz überprüfen, denn manches von 
dem, was da als Frauenarbeitsschutz fest- 

gelegt ist, ist nicht Schutz der Frauen i 
der Arbeit, sondern Schutz der Frauen "° 
der Arbeit. Zum Beispiel gibt es unte^' 
schiedliche Pausenregelungen für Män" 
und Frauen. Haben Sie schon einmal a 

Fließband gesehen, daß die Frauen ej 
halbe Stunde früher Pause machen 

n Das 
Itfer- Leben hat sich längst über solche we 

nen Regelungen fortgesetzt. 

Schwerbehinderte 
Wir werden den Begriff straffen. Nicht #e 

wir gegen die Behinderten sind, son a 
weil wir  gerade  die  Behinderten da 
schützen wollen, daß der Behinderten » 
griff so ausufert, daß zu guter Letzt n 
mand mehr da ist, der nicht berechtig1    ' 
einen Behindertenausweis zu bekomm 
Wenn nämlich alle einen Behindertena 
weis haben, müssen wir einen neuen 

ein' 
zu 

führen, um den wirklich Behinderten 
helfen.  Wir werden  die  Lehrlinge ni 
mehr  mitzählen  bei  der Ermittlung 
Pflichtquote    der    zu    beschäftig0" 
Schwerbehinderten, denn, meine Da 
und Herren, das war ja häufig so: W 
ein Lehrling mehr eingestellt werden 
te, konnte sich daraus ergeben, daß a 

ein Schwerbehinderter mehr einzuste 
war.    Ergebnis:    weder    Lehrling   JJ |p, 
Schwerbehinderter wurden eingesteIn- 
sofern helfen wir Lehrlingen und Sen 
behinderten, denn wenn ein schwere 
derter  Lehrling  eingestellt  werden 
dann wird dieser Platz auf Schwerbf 
dertenpflichtplätze doppelt oder drei 
angerechnet. .    f. 

Ich will an dieser Stelle meinen U 
blick abbrechen. Ich appelliere an 
die Sozialpolitik nicht defensiv vo ^ 
tragen, sondern als einen Kamp 
die Zustimmung der Arbeiter zu 
greifen. Denn wenn wir Beiträge 
ren, wenn Beiträge in Schach 9 ^g, 
ten werden, sparen wir für das 
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monnaie der Arbeitnehmer. Es macht 
d°ch keinen Spaß mehr zu arbeiten, 
Wenn Steuer und Beiträge alles weg- 
kommen, was der Arbeitnehmer 
S'ch erarbeitet hat. Wir sparen für die 
Arbeitnehmer. 

ß     haben Sie keine Angst vor dieser gro- 
wirklich ••••.Mivii traditionsreichen,  ich sage 

hah niCht ironisch' Arbeiterpartei SPD. Ich 
in  © meine Kommunalwahlkampfbeiträge 

l2 3nrdrhein"Westfalen am Samsta9 um 

b • °  Uhr auf  dem  Bonner  Marktplatz 
ej 

6pdet. und auf dem Weg dorthin ist mir 

das       blatt der SPD überreicnt worden- 
jst   9

eradezu als Lehrmaterial verwendbar 
krat"        er Arbeitnenmer fur sozialdemo- 
beit  °he Kommunalpolitik - Für die Ar- 

dan        er lhre stimme der SPD"- Und 

U ^ kommen, ich habe nachgezählt, 102 
Ierschriften. Ich dachte, da ist nun die 

ganze gesammelte proletarische Kraft der 
SPD Bonns bei den 102 Unterschriften. 
Nun, was nahe liegt, ich habe gefragt oder 
mich gefragt, wo taucht denn bei den 102 
für die Arbeitnehmerpolitik der SPD zeug- 
nisablegenden Bonner Bürgern der Name 
„Arbeiter" auf. Von den 102 sind es genau 
3, die die Bezeichnung „Arbeiter" tragen 
und einer von diesen 3 ist ein Sozialarbei- 
ter, und der zweite ist ein Sachbearbeiter, 
und der dritte ist endlich ein Arbeiter. 
Sonst sind es Juristen, Diplomübersetzer, 
Journalisten, Zahntechniker, Archivare, 
Lehrer — alles ganz anständige Leute. 
Nur Arbeiter sind sie nicht. Deshalb, mei- 
ne Damen und Herren, ich glaube, daß wir 
auch in Nordrhein-Westfalen, auch nach 
gestern, so schnell geben wir da nicht auf, 
den Kampf um das Herz, um die Zustim- 
mung der Arbeiter nicht aufgeben dürfen 
und brauchen. 
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NRW-KOMMUNALWAHL 

Bernhard Worms: Der Vorsprung 
der SPD ist einzuholen 

'feinem Wahlkampf neuen Stils, 

SchUch an dle Gefühle der Men- 
gen rührt und bisherige Nichtwäh- 
L  Riehen soll, will die CDU in der 

Jah     gswanl am 12- Mai nächsten 
«nres die Ablösung der seit 1980 

Hauf Ministerpräsident Johannes 
re " a"ein an Rhein und Ruhr regie- 
Fü/Jf1 Sozialdemokraten erreichen. 
(jat 

den designierten Spitzenkandi- 
|. j*n der Union, Bernhard Worms, 

sieo« der »Schlussel zum Wanl" 
CrjM an der Ruhr. Deshalb will die 
beit Weiter das Bündnis mit den Ar- 
Vor H    anstreben, betonte Worms 

aer Presse in Düsseldorf. 

^eine eigene Position als Nummer eins 

siern6lner Partei fÜr die Landta9swahl 

lu     Worms vom Verlust der Spitzenstel- 
am der Union in den Kommunalwahlen 
rjje ^

r9angenen Sonntag nicht berührt. 
tats       ertun9 des Kommunalwahlresul- 

9an d6r SPD durch Rau als 9ute Aus" 
W0r

9Slage   für   die   Landtagswahl   hält 
Mi||jrnS an9esichts eines Verlustes von 1,3 
taq °

nen SPD-Wählern aus der Bundes- 
schi^ahI 1983 für -Politisches Ge- 

gen Und SPD in Nordrhein-Westfalen lie- 
S6Dt 

nach der Kommunalwahl vom 30. 
Crju

ember 1984 Kopf an Kopf. Auf die 
aUf   

entf'elen 42,2 Prozent der Stimmen, 
ta9sw   SPD 42,5 Prozent Bei der Land" 
NRvv        1980  hatte  Johannes  Rau  in 
ty0rm n°Ch 48-4 Prozent der Stimmen ge- 

nen- Die CDU verbuchte damals 43,2 

Prozent. Wenn Johannes Rau also jetzt 
nach seinen eigenen Worten über dieses 
Ergebnis „glücklich" ist, sagt dies alles 
über den Zustand der nordrhein-westfäli- 
schen Sozialdemokraten aus. Die Blüten- 
träume von einer absoluten Mehrheit — 
auch im Mai 1985 — sind für die SPD im 
bevölkerungsreichsten Bundesland — der 
angeblichen sozialdemokratischen Trutz- 
burg — zerstoben, stellte Bernhard 
Worms fest. 
Doch auch die CDU hat ihr Wahlziel nicht 
erreicht. Wir wollten stärkste Kommunal- 
wahlpartei bleiben. Es gilt, die Ursachen 
sorgfältig zu ergründen. Schon eine erste 
Analyse zeigt: Es gibt erhebliche regiona- 
le Unterschiede. Krefeld, die Stadt, in der 
Kanzler Helmut Kohl persönlich in den 
Wahlkampf eingriff, hat unter dem hervor- 
ragenden Spitzenkandidaten Dieter Pütz- 
hofen die absolute Mehrheit verteidigt. 
Remscheid sieht erstmals seit Menschen- 
gedenken die CDU vorn. In Düsseldorf 
wurde unter Josef Kürten der prozentuale 
Vorsprung der CDU gegenüber der SPD 
gehalten. 

Johannes Rau weiß seit dem Wahlabend: 
Eine politische Zukunft hat er nur noch, 
wenn ihn die Grünen tolerieren oder un- 
terstützen. Die Frage, wie sich die SPD 
hier verhalten wird, wird schon in den 
nächsten Wochen beantwortet: In der 
Landeshauptstadt Düsseldorf, in Solingen, 
in Bielefeld, im Erftkreis, in Wuppertal, in 
vielen kleinen Städten und Gemeinden un- 
seres Landes. 
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Daß gerade in Hochburgen unserer Partei 
die Wahlbeteiligung gegenüber 1979 oft 
überdurchschnittlich zurückging, muß uns 
zu denken geben. Hier kann es nicht nur 
lokale Gründe gegeben haben. Wir alle ha- 
ben in vielen Wahlveranstaltungen beob- 
achten können: Es wurde nicht darüber 
diskutiert, daß die Bundesrepublik als er- 
stes europäisches Land ein umweltfreund- 
liches Auto einführt — sondern nur dar- 
über, wie viele Ausbildungsplätze noch 
fehlen. 

Wir müssen uns auch fragen, ob wir der 
Bevölkerung wirklich vermitteln konnten, 
wie notwendig die vielfältigen Sparmaß- 
nahmen waren, ob bei den Rentnern oder 
bei den Behinderten. Und wir müssen 
sehr selbstkritisch feststellen, daß es di- 
rekt vor der Kommunalwahl Äußerungen 
von Freunden gab, die sicherlich nicht zur 
Motivation der Unionsanhänger beitrugen. 

Daß die Grünen aus dem Stand ihr Euro- 
pawahlergebnis noch verbessern konnten, 
darf uns nicht ruhen lassen. Viele ihrer 
jungen Wähler stammen aus bürgerlichen 
Familien. Wir werden diesen irregeleiteten 
jungen Leuten in den nächsten Monaten 
klarmachen müssen, für welche politi- 
schen Ziele sie mißbraucht werden. Ich 
bin sicher, daß wir hier Terrain zurückge- 
winnen können. 

Vor uns liegen viele Monate harter Arbeit. 
Die Landtagswahl ist dann zu gewinnen, 
wenn wir die richtigen Schlußfolgerungen 
ziehen. Wenn alle Freunde — im Bund, im 
Land und in den Gemeinden — solida- 
risch an die Arbeit gehen. Der winzige 
Vorsprung der SPD in Nordrhein-Westfa- 
len ist einholbar. Auch die FDP hat in 
Nordrhein-Westfalen wieder eine Perspek- 
tive: Ihr fehlen ganze 0,2 Prozent, um im 
Mai 1985 wieder die Fünf-Prozent-Grenze 
zu überspringen. 

Umweltfolgen 
bei Tempolimit sollen 
getestet werden 
Die   Bundesregierung   wird   ihre  En" 
Scheidung über weitere Geschwind'9 
keitsbegrenzungen     auf     deutsche 
Straßen  von  den   Ergebnissen  eine 
großangelegten  Tests   über  die 
durch   erzielbaren   Schadstoffbegren[ 
zungen abhängig  machen.  Das B° 
deskabinett beauftragte lnnenministe 

Zimmermann    und    Verkehrsministe 

Dollinger (beide CSU) mit der Vorberel' 
tung einer entsprechenden repräsent 
tiven  Erhebung. Zur Begründung e 

klärte Zimmermann vor der Presse ' 
Bonn, daß die vorliegenden Gutacht 
über den Schadstoffausstoß bei ve.' 
schiedenen Geschwindigkeiten zu k^ 
nen einheitlichen Ergebnissen gef 
hätten. 

jführt 

eh 
Bund übernimmt Pilotfunktion 
Die  Bundesregierung  hat am  MitW0 

dem   4.    Oktober   1984,    beschloss ^ 
grundsätzlich     nur     noch     abgasa . 
Dienst-Pkw zu beschaffen. Soweit im 
zelfall   die   benötigten   Fahrzeuge  n° 
nicht   angeboten   werden   und/oder   ^ 
Versorgung mit bleifreiem Kraftstoff n   u 
nicht sichergestellt ist, wird geprüft' 
die   Beschaffung   zeitlich   aufgescho 
werden kann. Bundesbahn und Bun   -e\ 
post wurden aufgefordert, dem BeisP 
des Bundes zu folgen. 

Bundestagsfraktion fordert 
Weihnachtsbutter-Aktion 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ern 
ert ihre Forderung nach einer Weihnac 
butteraktion 1984. Es ist dringend notvV

|ei, 
dig, diese Maßnahme umgehend einz 
ten, damit rechtzeitig eine ausreich 
Buttermenge im Einzelhandel zur V 
gung steht. 
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VERKEHR 

[gsverkehrsminister Dollinger: 

»Tempolimit ist kein Thema" 
Jjferview des Bonner 

6neral-Anzeigers mit dem 
G^

ndesverkehrsminister 
._   • Die Rufe nach der Einführung eines 

. mPolimits' auf Autobahnen und Land- 
straß en werden immer lauter. Treffen sie 

' 'hnen auf offene Ohren? 

2    
lnQer: Nein. Geschwindigkeitsbegren- 
9en sind für mich kein Thema. 

GA- p 
t    " tlr,e Studie des Berliner Umweltam- 
sch 2Wingt nacn Auffassung  des Deut- 
*Uf T Naturscnutzrin9es zu Tempo 100 
str R Utobannen und Tempo 80 auf Land- 

ste h ' Weil dadurch die für das Wa,d_ 

Um o n mitverantwortl'cnen Stickoxyde 
uRt     

Prozent gesenkt werden könnten. 

Do !•Sie das un9erührt? 

der 
ln9er: Die Rechnung sieht etwas an- 

lj  s aus: Nach den Berechnungen des 
I   We|tbundesamtes wird die Umwelt mit 

9esamt 3,1 Millionen Tonnen Stickox- 
Vden Jahrlich belastet. Der Straßenverkehr 
|. aran mit weniger als 50 Prozent betei- 
6j ' le Personenwagen mit weniger als 
Urid

n? Drittel. Tempo 100 auf Autobahnen 
desh 80 auf Landstraßen würden 
Öela       unter dem strich die Stickoxyd- 
Verr-     n9en nur um knapp vier Prozent 
ße 

n9ern - wenn man eine realistische 
cntung des Tempolimits unterstellt. 

D0|i-Freie Fahrt für Raser? 
Das o^er: S° kann man das nicht sehen. 
^8nn ßennetz in der Bundesrepublik ist 
^let Kilometer lan9- Nur auf 7000 Kil0_ 

9ibt rn ~~ das sind 9erade 1'5 Prozent — 
es keine Geschwindigkeitsbegren- 

9-   Überdi« 
*un 
Schvv   wucrdies:    Die    Durchschnittsge- 

' Wlr>digkeit bei Pkw auf den deutschen 

Autobahnen beträgt 112 Stundenkilome- 
ter; nur 20 bis 25 Prozent fahren schneller 
als 130 Stundenkilometer. 
GA: Ihr Parteifreund, Landwirtschaftsmini- 
ster Ignaz Kiechle, fordert ein Tempolimit 
für Autos ohne Katalysator. Befürworten 
Sie diese 2-Klassen-Gesellschaft? 
Dollinger: Ich kann mich für einen solchen 
Vorschlag nicht erwärmen. Ich halte ein 
2-Klassen-Recht auf unseren Straßen 
nicht für sinnvoll. 
GA: Der CDU-Europa-Abgeordnete von 
Wogau sieht beim Waldsterben eine „not- 
standsähnliche Situation". . . 
Dollinger: Ich bin sehr naturliebend und 
habe mich, wenn es um das Waldsterben 
geht, fachkundig gemacht. Ich halte diese 
Formulierung nicht für richtig. Wir sollten 
nicht so tun, als würde der ganze Wald 
sterben und wir kurz vor einer Katastro- 
phe stehen. Wir sollten uns davor hüten, 
die Illusion zu nähren, mit einem Tempo- 
limit ließe sich das Waldsterben beenden. 
GA: Bestreiten Sie, daß Autoabgase beim 
Waldsterben ein wichtiger Faktor sind? 
Dollinger: Natürlich nicht. Wer die Auto- 
bahnen benutzt und sich aufmerksam um- 
sieht, wird aber feststellen, daß es dort 
gar nicht so aussieht, als würden alle Bäu- 
me sterben und alles Grün kaputtgehen. 
GA: Also denken Sie auch nicht im stillen 
Kämmerlein über ein Tempolimit auf Auto- 
bahnen nach? 
Dollinger: Ich halte ein Tempolimit nicht 
für sinnvoll. Die Argumente derer, die 
Geschwindigkeitsbegrenzungen fordern, 
sind auch dann, wenn ich im stillen Käm- 
merlein nachdenke, nicht stichhaltig. 
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BESCHÄFTIGUNGSFÖRDERUNGSGESETZ 

Hilfen und Initiativen zur Schaffung 
neuer Arbeitsplätze 
Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
bleibt eine herausragende Aufgabe 
der Bundesregierung. Die Regierung 
Helmut Kohl hat deshalb Initiativen 
zur Verbesserung der wirtschaft- 
lichen Rahmenbedingungen und zur 
Stärkung der Investitions- und Inno- 
vationsfähigkeit der Wirtschaft er- 
griffen, und sie hat mit dem Vorruhe- 
standsgesetz eine erfolgverspre- 
chende Regelung zur Arbeitsplatz- 
beschaffung ermöglicht. 

Das Beschäftigungsförderungsgesetz 
enthält ein Bündel von arbeits- und 

sozialrechtlichen Vorschriften, die dem 
Ziel dienen, Beschäftigung zu erleich- 
tern. So soll der wirtschaftliche Auf- 
schwung möglichst schnell auch den Ar- 
beitslosen zugute kommen. 

Arbeitsrecht und Arbeitsschutz haben in 
der Bundesrepublik Deutschland in jahr- 
zehntelanger Entwicklung einen hohen 
Stand erreicht. Das hat wesentlich zui*Hu- 
manisierung der Arbeitswelt beigetragen. 
Daran wird durch das neue Gesetz nichts 
geändert. 

Im Interesse der Arbeitsuchenden müs- 
sen jedoch heute arbeits- und sozial- 
rechtliche Vorschriften dort flexibler ge- 
faßt werden, wo dies zu mehr Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten führen kann. Sonst 
besteht die Gefahr eines gespaltenen Ar- 
beitsmarktes: Auf der einen Seite die Ar- 
beitbesitzer und auf der anderen Seite 
diejenigen, die keine Chance auf einen Ar- 
beitsplatz haben. Bundesarbeitsminister 
Norbert Blüm begründete die Notwendig- 

keit dieser Gesetzesinitiative: „Nicht al    ' 
was Schutz für die ist, welche Arbeit 
ben, ist Hilfe für diejenigen, die draU" 
stehen. Schutz für die einen kann ^Pe 

für die anderen sein. Wir brauchen 
gangsbrücken zum Arbeitsmarkt und K 
ne Barrieren." 

Eine Reihe von Änderungen im Art,e 

und Sozialrecht soll es deshalb den Urn 
nehmen leichter machen, neue Arb 
platze zu schaffen. „Wir geben den Unter- 

nehmen   mit   dem   Beschäftigungsf°r 

rungsgesetz   viele    Hilfestellungen- 
müssen sie nutzen im Interesse vor a 
der   Arbeitslosen,    aber   auch   uns 
Volkswirtschaft.    Das    aktuelle    arbe' |, 
marktpolitische Motto heißt: Jetzt eins 
len!" 
Der Entwurf eines Beschäftigung«*0'^ 
rungsgesetzes, das zum 1. Januar 
in Kraft treten soll, enthält unter ander 
folgende Regelungen: 
In der gegenwärtigen Phase der k°nltae- 
turellen Erholung weichen viele Arbe' 9 
ber lieber in Überstunden oder Son 
schichten aus, anstatt Neueinstellung 
vorzunehmen. Durch eine Erleichte runfl 

des Abschlusses befristeter Arbeits 
träge sollen die Arbeitgeber verani 

,ßt 

AU*' werden,   die   Verbesserung   ihrer 
tragslage   auch    Arbeitslosen        .e\e 
kommen zu lassen. Zunächst befris

vje- 
Arbeitsverträge werden wohl auch m 
len Fällen in unbefristete Arbeitsvern 
nisse umgewandelt werden. 
Durch einen besseren arbeitsrechtl'c ^ 
Schutz soll Teilzeitarbeit auch für so 
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Devorzugt zu fördernder Arbeiten um 
Haltung und Verbesserung der Um- 

Arh • 
VQ| 

ei*nerimer attraktiv werden, die heute 
.   l2eitbeschäftigt, aber an Teilzeitarbeit 
^essiert sind. 

so"6 ^us'Dildungsmöglichkeit muß aufge- 
stalt1 Werden- Deshalb so11 die Bundesan- 
1gR 

fur Arbeit wieder — wie schon bis 
£j . —• Aufträge an sozial engagierte 
g .['Cntungen und Personen zur unent- 
bild hen Vermittlung in berufliche Aus- 

aungsstellen erteilen können, 
für die Arbeitsbeschaffungsmaßnah- 

I n zur Verfügung stehenden Mittel sol- 
cjg  n°ch wirtschaftlicher eingesetzt wer- 
lon ua,S bisner- Gleichzeitig wird der Kata- 
rs bevorzi 
dle Erhaltu. 

,  ter9änzt. 

au Überstunden anzuordnen, sollen 
leh Vermenrt sogenannte Leiharbeit- 
danljer beschäftigt werden können, die 
rja 

die Chance eines vollwertigen 
erh 

erarbeitsplatzes bei einem Verleiher 

9ren D'e bisner auf drei Monate be_ 

te e
2te Höchstdauer soll auf sechs Mona- 

^ejt 
rvve'tert werden. Damit können auch 

l^ut 
n der Arbeitsplatzgarantie wie beim 

terschutz überbrückt werden. 

Sch
r.^Uslandische Arbeitnehmer illegal be- 

9ale A *' S0" härter bestraft werden- '•••- 
mit   Auslän«lerbeschäftigung soll künftig 
tow- rejneitsstrafen   geahndet  werden 

nnen. 

i'chtblick auf dem 
7"beitsmarkt 
SeDt   

tw,ck'ung des Arbeitsmarktes im 
last, ber 1984 wejst eine spürbare Ent- 
^stüng aus: 

!e 2«hl der Arbeitslosen ist erheblich 
^ n|edriger; 

»I*tfna,,g nach s|eben Monaten ist die 
Jr's onbereinigte       Arbeitslosenzahl 
Wieder 
d|e Zahl 

gesunken; 

der jugendliche Arbeitslosen 

unter 20 Jahren ist erneut gesunken, 
ja sogar niedriger als vor zwei Jahren 
unmittelbar vor dem Regierungs- 
wechsel; 

— die Zahl der Kurzarbeiter ist sogar 
niedriger als vor drei Jahren. 

Die Arbeitsmarktsituation war im Septem- 
ber immer noch durch die Folgen der Ar- 
beitskämpfe vom Spätfrühjahr/Frühsom- 
mer dieses Jahres belastet. Bereits im Ok- 
tober kann aber mit einer Normalisierung 
gerechnet werden. Es gibt also Hoffnun- 
gen, daß die letzten Monate des Jahres 
1984 von einer Besserung gekennzeich- 
net sein werden. Es kann auch mit einem 
weiteren Abbau der Jugendarbeitslosig- 
keit gerechnet werden, weil insbesondere 
der Prozeß der Eingliederung der Schul- 
abgänger in Ausbildungsstellen noch an- 
dauert. Dies ist das erfreuliche Ergebnis 
der intensiven Anstrengungen seitens der 
Arbeitgeber, die Zahl der neuen Ausbil- 
dungsstellen über den bisherigen Rekord- 
höchststand des Jahres 1983 anzuheben. 

Gewerkschaften verloren 
über 200000 Mitglieder 
Die Zeiten ständig steigender Mitglieder- 
zahlen scheinen bei den 17 im Deutschen 
Gewerkschaftsbund (DGB) organisierten 
Einzelgewerkschaften vorbei zu sein. Wie 
das Wirtschaftsmagazin „Impulse" jetzt 
ermittelte, verloren 15 von ihnen in den 
letzten beiden Jahren insgesamt über 
200000 zahlende Mitglieder. Nur die Deut- 
sche Postgewerkschaft und die Gewerk- 
schaft Nahrung, Genuß, Gaststätten konn- 
ten leichte Zuwächse verzeichnen. Am 
härtesten hat es in den vergangenen zwei 
Jahren die IG Metall getroffen. Über 85000 
Metaller kehrten ihrer Gewerkschaft den 
Rücken, 40000 davon im letzten Jahr. Die 
Gewerkschaft Textil-Bekleidung verlor 
rund 25000, die Eisenbahner-Gewerk- 
schaft über 22000, IG Chemie-Papier-Ke- 
ramik mehr als 20000 Beitragszahler. 
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26. 10. 

• TERMINE 
-* 26. 10. 

8. 10. LVBerlin 
Landesvorstand, Berlin 27. 10. 

8. 10. LV Bremen 
Landesvorstand, Bremen 

8. 10. OMVBund 27. 10. 
Deutschlandpolitisches 
Bildungsseminar, Berlin 

11. 10. Mittelstandsvereinigung 27. 10. 
Landesgeschäftsführerkonfe- 
renz, Berlin 28./31. 10. 

13. 10. Frauenvereinigung 
Baden-Württemberg 
Landesdelegiertentag, Esslingen- 2. 11. 
Zell 

18. 10. Mittelstands vereinigung Bund 2 11. 
Vorstandssitzung, Bonn 

18. 10. Mittelstandsvereinigung 
Kreis Vorsitzendenkonferenz, 3. 11. 
Bonn 

19. 10. LV Braunschweig 
Landesausschuß, Braunschweig 5. 11. 

19. 10. CSU-Landesparteitag, München 
20. 10. Exil-CDU 5. 11. 

Deutschlandpolitische Regional- 
tagung, Wissen/Sieg 9. 11. 

22. 10. Präsidium 
Sitzung, Bonn 9. 11. 

25. 10. Junge Union Niedersachsen 
Landesvorstand, Hannover 

LV Westfalen-Lippe . n. 
geschäftsf. Landesvorstand' t 
desvorstand und Kreisvorsitze 
denkonferenz, Dortmund 
Junge Union Bund 
Vorstand, München 
OMVBund , 
Regionales Seminar: Deutsch- 
landpolitik, Darmstadt 
Frauenvereinigung Schleswig' 
Holstein 
Delegiertentag, Schleswig 
Frauenvereinigung Bund 
Arbeitskreis „Medien", Bonn 
OMVBund .inüS- 
Deutschlandpolitisches Bilouw 
seminar, Wesseling/Eichholz 
LV Rheinland-Pfalz 
Landesparteitag, Trier 
LV Berlin 
Landesvorstand/Landesaus- 
schuß, Berlin 
Frauenvereinigung Hessen 
Landesdelegiertentag, Badr* 
heim 
Präsidium 
Sitzung, Bonn 
Bundesvorstand 
Sitzung, Bonn 
Junge Union Rheinland 
Landesvorstand, Wuppertal 
Junge Union Rheinland 
Kreisvorsitzendenkonferenz, 
Wuppertal 
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